
Landtag   Ausschussprotokoll
Nordrhein-Westfalen  APr 17/1728
17. Wahlperiode  09.02.2022
  

 
 

 
 
 
 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 
 
 
93. Sitzung (öffentlich) 

9. Februar 2022 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

10:02 Uhr bis 13:02 Uhr 

 

Vorsitz:  Georg Fortmeier (SPD) 

Protokoll: Sitzungsdokumentarischer Dienst 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

1 Auswirkungen von Corona auf die Unternehmen in NRW 6 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

2 Entwicklungen in der Tourismuswirtschaft im Land Nordrhein-West-
falen (Präsentation s. Anlage 1) 14 

– Bericht Tourismus NRW e. V. 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 2 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 
3 Gesundheitsschutz statt Fake-Klimaschutz – Die Gefahr schwingt in 

der Luft – Sofortiges Moratorium für Windindustrieanlagen 26 

Antrag 

der Fraktion der AfD 

Drucksache 17/13762 

Stellungnahme 17/4133 

Stellungnahme 17/4143 

Stellungnahme 17/4244 

Stellungnahme 17/4245 

Stellungnahme 17/4247 

Ausschussprotokoll 17/1521 (Anhörung vom 01.09.2021) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, SPD, FDP und GRÜNEN gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion ab. 

4 Ausbau des Fernwärmenetzes ohne fossile Energieträger – Investi-
tionen ins Nichts? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 28 

Vorlage 17/6292 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

5 Lässt der Kohleausstieg die Netzentgelte für die Industrie im Umfeld 
der abgeschalteten Kraftwerke steigen? (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 3]) 30 

Vorlage 17/6289 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 3 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 
6 Auf welcher Grundlage wird der neue Hauptbetriebsplan Garzweiler 

zugelassen? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 4]) 32 

Vorlage 17/6409 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

7 Landesregierung darf Klimaschutz bei Gebäuden nicht weiter liegen 
lassen 36 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/15448 

Stellungnahme 17/4744 

Stellungnahme 17/4745 

Stellungnahme 17/4756 

Stellungnahme 17/4762 

Stellungnahme 17/4764 

Stellungnahme 17/4765 

Stellungnahme 17/4775 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 

8 Entwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Energiewirtschafts-
rechts 37 

Vorlage 17/6411 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stellt das Benehmen her. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 
9 Entwicklungen zur Sperrung der Rahmede-Brücke auf der A 45 (Bericht 

auf Wunsch der Landesregierung) 38 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

10 Verschiedenes 41 

– keine Wortbeiträge 

* * * 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 
 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Georg Fortmeier erinnert an die im Zusammenhang mit der Corona-
pandemie getroffenen Maßnahmen, zum Beispiel die Abstimmung in Fraktionsstärke. 
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1 Auswirkungen von Corona auf die Unternehmen in NRW 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) berichtet: 

Nachdem die Wirtschaftsleistung im Sommer des letzten Jahres trotz zunehmender 
Liefer- und Materialengpässe wieder kräftig gewachsen ist, haben die vierte Welle 
der Pandemie sowie erneute Verschärfungen der Schutzmaßnahmen die Erholung 
zum Jahresende ausgebremst. Nach ersten Berechnungen des Statistischen Bun-
desamtes ist die deutsche Wirtschaft im vergangenen Jahr um 2,8 % gewachsen. 
Im vierten Quartal ist die Wirtschaftsleistung im Vergleich zum Vorquartal um 0,7 % 
gesunken. Besonders der private Konsum hat am Jahresende gelitten. In Nord-
rhein-Westfalen dürfte die Wirtschaftsleistung 2021 laut RWI-Prognose mindestens 
in der gleichen Größe wie im Bund gewachsen sein. Die Prognose des RWI im 
Rahmen des Konjunkturberichts vom November geht von 2,9 % für den Bund und 
von 3,0 % für NRW aus. Die Wachstumszahlen für NRW erwarten wir zum Ende 
des ersten Quartals. 

Für das Jahr 2022 wird eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 3,6 % 
erwartet. Dabei wird die Wirtschaftsleistung zunächst noch durch die Auswirkungen 
der Pandemie beeinträchtigt. Im weiteren Jahresverlauf dürfte die konjunkturelle Er-
holung aber wieder spürbar an Fahrt gewinnen. Dafür müssen Einschränkungen auf 
das notwendige Maß zurückgeführt werden. Wir müssen schon jetzt unsere Pro-
gramme auf einen Re-Start ausrichten, da sich die Omikron-Welle weniger gefähr-
lich zeigt als zwischenzeitlich befürchtet. Eine aktualisierte RWI-Prognose für NRW 
erfolgt im Rahmen der nächsten Konjunkturberichterstattung in den nächsten Ta-
gen. Im November prognostizierte das RWI noch ein Wachstum von 4,5 % für die-
ses Jahr.  

Das trägt dazu bei, dass die Wirtschaft auch hierzulande mit einem Hoffnungs-
schimmer in das neue Jahr startet. Die Stimmung unter den Unternehmen hat sich 
zu Jahresbeginn leicht verbessert, wie der von der NRW.BANK ausgewertete ifo-
Geschäftsklimaindex zeigt. Ihre aktuelle Lage beurteilen die Unternehmen zwar et-
was schlechter. Die Erwartungen für das erste Halbjahr 2022 hellen sich jedoch 
deutlich auf. Im verarbeitenden Gewerbe hat sich die Stimmung überdurchschnitt-
lich verbessert. Die Situation der Lieferengpässe bei Vorprodukten und Rohstoffen 
hat sich zumindest nicht weiter verschärft. Gleichwohl sind weiterhin knapp zwei 
Drittel der befragten Industrieunternehmen von Lieferschwierigkeiten betroffen. Die 
Auftragsbücher sind voll, können aber nicht abgearbeitet werden. Viele Betriebe 
setzen nun darauf, dass sich das in diesem Jahr allmählich entspannt. Die Stim-
mung im Dienstleistungssektor und Handel zeigt sich ebenfalls verbessert, wobei 
das natürlich je nach Segment leider sehr unterschiedlich ausfällt.  

Der Arbeitsmarkt in Nordrhein-Westfalen entwickelt sich trotz Coronaeinschränkun-
gen wieder erfreulich und besser als im Bund. Von dem andauernden wirtschaftli-
chen Aufholprozess und dem verbesserten Wachstum profitiert die ganze Gesell-
schaft insgesamt. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten erreichte 
im November mit 7,2 Millionen wieder einen neuen Höchststand in unserem Bun-
desland. Die Beschäftigung im Land wächst damit spürbar stärker als im Bund. Zwar 
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ist die Zahl der arbeitslos gemeldeten Personen im Januar, wie im Winter üblich, 
gestiegen, der Anstieg fiel jedoch spürbar geringer aus, als es für diese Jahreszeit 
zu erwarten war. Im Dezember ist die Arbeitslosenzahl auf den niedrigsten Stand 
des vergangenen Jahres gesunken. 

Seit März 2020, also seit fast zwei Jahren, unterstützt die Landesregierung nun die 
nordrhein-westfälischen Soloselbstständigen, Angehörigen der freien Berufe und 
Unternehmen im engen Schulterschluss mit dem Bund. Mit den pandemiebedingten 
Wirtschaftshilfen ist es gelungen, existenzbedrohende Liquiditätsengpässe zu über-
brücken und die Unternehmerinnen und Unternehmer sowie ihre Beschäftigten in-
mitten herausfordernder Zeiten nicht alleine zu lassen. Das weiterhin große Inte-
resse an der Überbrückungs- und Neustarthilfe zeigt uns, dass die Zuschüsse noch 
immer dort ankommen, wo sie dringend benötigt werden. Ich bin fest davon über-
zeugt, dass es jetzt darauf ankommt, Öffnungsperspektiven aufzuzeigen und für 
einen Re-Start der Wirtschaft zu werben. In den vergangenen Monaten haben wir 
ein wachsendes Verständnis dafür erhalten, wie ein erfolgreiches Pandemiema-
nagement gelingen kann.  

Omikron hat genau zu dem erheblichen Zuwachs der täglichen Fallzahlen und Inzi-
denzen geführt, der bereits im Dezember erwartet wurde. Dennoch, und das ist die 
entscheidende Botschaft, konnte dieses Mal auf einen allgemeinen Lockdown ver-
zichtet werden. Die 7-Tage-Inzidenz steigt derzeit überall – auch in unserem Bun-
desland – noch an; dennoch scheinen die gesundheitlichen Auswirkungen auf die 
Bevölkerung bei weitem nicht das im Dezember befürchtete Ausmaß anzunehmen.  

Gerade weil es wichtig ist, dass Öffnungsperspektiven nicht nur Perspektiven blei-
ben, sondern Wirklichkeit werden, nimmt die Landesregierung die Sorgen der Un-
ternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger noch immer sehr ernst. Erst gestern ha-
ben wir uns im Kreise der Wirtschaftsministerkonferenz in einem länderübergreifen-
den Beschluss gegenüber dem Bund dafür ausgesprochen, die aktuelle Überbrü-
ckungshilfe IV und Neustarthilfe bis zum 30. Juni 2022 zu verlängern und dadurch 
Planungssicherheit für die Wirtschaft zu bieten. Wer es nicht mehr in Anspruch neh-
men muss – umso besser! Aber wer darauf angewiesen bleibt, weiß, dass es noch 
eine Absicherung gibt. 

Als Vorsitzender der Wirtschaftsministerkonferenz habe ich mich zudem dafür ein-
gesetzt, dass die beihilferechtlichen Höchstbeträge für Zuschüsse sowie der Eigen-
kapitalzuschuss erhöht werden und auch darüber hinaus eine Erweiterung der Ab-
schreibungsregelungen und Marketingkosten im Bund geprüft wird. 

Ich halte es auch für wichtig, dem Einzelhandel weiterhin die Möglichkeit zu geben, 
bei im Einzelnen freiwillig notwendigen Schließungen, Überbrückungshilfe IV be-
kommen zu können und diese Regelung, wenn erforderlich, auch noch im Februar 
bis Ende März 2022 zu verlängern. Auch für die Veranstaltungsbranche haben wir 
Verbesserungen gefordert und Prüfaufträge an den Bund gerichtet.  

Wir wollen auch keine ausgeweiteten Stichprobenprüfungen vom Bund für Antrags-
prüfungen vorgegeben bekommen, weil das die Bearbeitungszeiten und damit zü-
gige Bewilligungen dringend benötigter Zuschüsse unnötig verzögern würde. Auch 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 

das Thema „Schlussabrechnungen“ haben wir auf der Wirtschaftsministerkonferenz 
thematisiert. Hier haben sich alle Länder übereinstimmend dafür ausgesprochen, 
einen Aufschub der Rückzahlungsfristen bis Ende 2023 herbeizuführen. Sie sehen 
sehr deutlich: Die Landesregierung setzt sich weiter für die von der Pandemie be-
troffenen Unternehmen ein, wann immer es richtig und wichtig ist. Wir müssen und 
werden jedoch nun gleichzeitig Anreize schaffen, um Unternehmen auch für eine 
Zukunft mit dem endemischen Virus lohnend zu gestalten. 

Lassen Sie mich nun noch einige konkrete Zahlen der pandemiebedingten Wirt-
schaftshilfen nennen: In der Überbrückungshilfe IV mit einem Förderzeitraum bis 
März dieses Jahres liegen schon etwa 1.500 gestellte Anträge vor. Wir gehen im 
Laufe des Frühjahrs von einer deutlich steigenden Anzahl aus. Ich bin der neuen 
Bundesregierung, aber auch meinen Kolleginnen und Kollegen in den Ländern sehr 
dankbar dafür, dass wir die Antragsstellung für die Überbrückungshilfe IV schon am 
7. Januar ermöglichen konnten. Dieses Datum zeigt, dass auch bei einem ohnehin 
schnellen, volldigitalen und weitgehend unbürokratischen Verfahren auch in Zukunft 
Raum für Verbesserungen verbleibt und wir die Geschwindigkeit der Programmier-
leistung noch weiter verbessern können. 

Angesichts der steigenden Fallzahlen habe ich Ihnen in der letzten Ausschusssit-
zung berichtet, dass wir mit steigenden Antragszahlen für die Überbrückungshilfe III 
Plus mit Förderzeitraum Juli bis September 2021 kalkuliert haben. Diese Prognose 
ist eingetroffen. So zählen wir in der Überbrückungshilfe III Plus mittlerweile 16.500 
gestellte Anträge, von denen 11.600 bearbeitet und 415 Millionen Euro ausgezahlt 
wurden.  

In der Überbrückungshilfe III Plus sind somit 70 % der Anträge bearbeitet, und dies 
bei fortlaufend neu eingereichten Anträgen. Wir hatten im Dezember 8.500 und jetzt 
16.500 Anträge. Sie sehen, das ist recht dynamisch. Die Antragsbearbeitung erfolgt, 
wie in allen anderen pandemiebedingten Wirtschaftshilfen, routiniert und mit hoher 
fachlicher Expertise über unsere fünf Bezirksregierungen. Sie werden dabei weiter-
hin durch externe Dienstleister unterstützt. 

Auch in den weiteren pandemiebedingten Wirtschaftshilfen werden fortlaufend An-
träge eingereicht und Mittel abgerufen. Seit der ersten Phase der Überbrückungs-
hilfen wurden – ohne die NRW-Soforthilfe, aber inklusive der November- und De-
zemberhilfe – insgesamt rund 10,4 Milliarden Euro in Nordrhein-Westfalen an die 
Firmen ausgezahlt. Ohne die NRW-Soforthilfe wurden seit März 2020 rund 446.000 
Anträge auf pandemiebedingte Wirtschaftshilfen gestellt. Ich möchte an dieser 
Stelle nochmals betonen, wie dankbar ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
fünf Bezirksregierungen, aber auch den Mitarbeitern in meinem Hause bin, ohne die 
dieser Kraftakt nicht möglich gewesen wäre. 

Für Einzelfälle, die nicht von den pandemiebedingten Wirtschaftshilfen profitieren 
können, besteht nach wie vor die Möglichkeit, die Härtefallhilfe in Anspruch zu neh-
men. In den Härtefallhilfen verzeichnen wir noch immer eine eher geringe Fallzahl. 
Hier sind 138 Anträge eingegangen. Davon sind 118 bearbeitet worden, also 86 %. 
Diese Zahlen verdeutlichen die sehr gute Konzeption der Regelprogramme, die 
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umfassend greifen und für deren ständige Verbesserung wir uns auf der Länder-
ebene eingesetzt haben und weiter einsetzen werden. 

Lassen Sie mich noch kurz etwas zur NRW-Soforthilfe aus dem März 2020 sagen. 
Wir hatten dort rund 430.000 Empfängerinnen und Empfängern sowie ausgezahlte 
Zuschüsse in der Größenordnung von 4,5 Milliarden Euro, wenn man Bundes- und 
Landesmittel zusammenrechnet. Das ist sicherlich das größte und wahrscheinlich 
auch schnellste Hilfsprogramm in der Landesgeschichte. Unterstützt wurden Solo-
selbstständige, Angehörige der freien Berufe sowie Unternehmen bei der Sicherung 
ihrer wirtschaftlichen Existenz. Nordrhein-Westfalen hat die Beträge pauschal in vol-
ler Höhe ausgezahlt. Hiermit konnten wir die betroffenen Unternehmen und Selbst-
ständigen schnell und unbürokratisch in einer Zeit großer Unsicherheit erreichen.  

Im Gegenzug braucht es nun im Nachhinein eine Abrechnung und Rückmeldung, 
wie sie kommuniziert war. Das Fristende für das Rückmeldeverfahren war am 
31. Oktober 2021. Es haben mehr als 85 % – in absoluten Zahlen mehr als 
365.000 – Empfänger ihre digitale Rückmeldung eingereicht. Dieser hohe Wert un-
terstreicht einmal mehr die hohe Akzeptanz dieses Verfahrens. Zugleich ist diese 
Quote ein Beleg für den verantwortungsvollen, ehrlichen Umgang der Unternehmen 
mit den Coronawirtschaftshilfen, für den ich allen nochmals herzlich danken möchte. 
Mittlerweile haben wir etwa eine Milliarde Euro freiwilliger vorzeitiger Rückzahlun-
gen von rund 139.000 Antragstellenden erhalten.  

Um betroffenen Soloselbstständigen, Freiberuflern und Kleinunternehmen in der ak-
tuellen Phase der Pandemie noch mehr finanziellen Spielraum zu geben, hat das 
nordrhein-westfälische Landeskabinett vor Kurzem eine weitere Verlängerung der 
Rückzahlungsfrist bei der NRW-Soforthilfe bis zum 30. Juni des kommenden Jahres 
beschlossen. Diese Verlängerung geht auf eine gemeinsame Vorlage meines Kol-
legen Lutz Lienenkämper und mir zurück. Damit kommen wir allen Soforthilfe-Emp-
fängerinnen und -Empfängern in diesen unsicheren Zeiten noch einmal entgegen 
und gewähren ihnen für eine noch längere und im Ländervergleich beispiellose Zeit 
ein zinsloses Darlehen. Das war schon der Fall, bevor der Bund sein Ziel von Juni 
2022 noch mal auf Dezember 2022 verlängert hat. Wir hatten die Rückzahlung auf 
Oktober terminiert. Herr Habeck hat uns ausdrücklich gelobt, dass unser Bundes-
land die längste Frist gegeben haben. Jetzt hat der Bund noch mal sechs Monate 
draufgelegt. Die geben wir natürlich weiter, sodass wir diese Rückzahlungsmöglich-
keit bis zum kommenden Jahr eröffnen konnten. 

Wie vereinbart berichte ich Ihnen auch zum aktuellen Stand der Hilfen im Zusam-
menhang mit der Flutkatastrophe im vergangenen Sommer. Die Industrie- und Han-
delskammern melden weiterhin ein hohes Volumen an Nachfragen und einen hohen 
Beratungsbedarf von hochwassergeschädigten Unternehmen. Bisher wurden 5300 
Beratungsgespräche von den Handwerkskammern und den Industrie- und Handels-
kammern mit betroffenen Unternehmen geführt. Auch bei der Bewilligungsbehörde 
werden mittlerweile deutlich mehr Anträge eingereicht. Mit Stand 02. Februar konn-
ten 64 Anträge abschließend bewilligt werden. Insgesamt unterstützt das Land die 
Unternehmerinnen und Unternehmer aus den Aufbauprogrammen bisher mit mehr 
als 86 Millionen Euro. Wir erwarten noch im ersten Quartal weiter steigende Antrags-
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zahlen. In jedem Einzelfall unterstützen die Kammern und die NRW.BANK die Un-
ternehmen bei der Antragstellung. Die Wirtschaftsförderungen vor Ort ergänzen das 
Gesamtpaket mit aufsuchender Beratung.  

Im Rahmen des Antragsverfahrens haben sich bereits erste Fälle gezeigt, bei denen 
Unternehmen in besonderer Weise betroffen sind. Aus diesem Grund wird eine Här-
tefallkommission unter Leitung meines Hauses und Beteiligung mehrerer Ressorts 
der Landesregierung sowie der Bewilligungsbehörde sowie Vertreterinnen und Ver-
tretern der Kammern erstmalig am 22. Februar 2022 zusammentreten. Es sollen in 
diesem Zusammenhang Unternehmen gefördert werden, bei denen beispielsweise 
die Förderung der Einkommenseinbuße über sechs Monate nicht ausreichen 
würde, um den Betrieb fortzuführen. Im Rahmen der Härtefälle wird jeder Einzelfall 
in seiner Besonderheit betrachtet. Im Falle eines positiven Votums können die Be-
troffenen eine Förderung von 100 % erhalten. Mit dieser Ergänzung der Härtefall-
hilfe haben wir ein gutes Gesamtpaket der Beratung und Unterstützung auch für die 
Unternehmen schnüren können, die von der Flut- und den Starkregenereignissen 
im Juli des vergangenen Jahres betroffen waren.  

Ich möchte den betroffenen Unternehmen hier im Ausschuss zusagen, dass wir um 
die Langfristigkeit ihrer unverschuldeten Belastungen wissen und wir nicht nachlas-
sen werden, für jedes einzelne betroffene Unternehmen in den nächsten Wochen 
und Monaten eine gute Lösung zu finden. 

Herbert Strotebeck (AfD) kommt auf den Verkauf der sogenannten Flutweine zu und 
die in diesem Zusammenhang aufgeworfene Frage nach der steuerrechtlichen Be-
handlung der Einnahmen als Spende zu sprechen. Bei der Auszahlung an die betroffe-
nen Winzer komme es zu Problemen, weil Spenden offenbar nicht an Unternehmen 
ausgezahlt werden könnten. Hierzu erbitte er einen kurzen Sachstandsbericht. 

Dr. Christian Untrieser (CDU) hofft, der Höhepunkt der Infektionszahlen werde bald 
erreicht, damit die bislang erforderlichen Wirtschaftshilfen in absehbarer Zeit auslaufen 
könnten. Der Staat habe in einer extremen wirtschaftlichen Krisensituation hervorra-
gend auf allen Ebenen geholfen. Die Arbeitslosenzahlen hätten mittlerweile das Vor-
krisenniveau erreicht. Die Verlängerung der Hilfen über den 30. März hinaus sei den-
noch notwendig und eine vernünftige Entscheidung. 

Zum Jahreswechsel habe es für die Unternehmen eine Verschlechterung bei der Er-
stattung der Sozialversicherungsbeiträge gegeben. An dieser Stelle müsse die Rege-
lung nachgeschärft werden.  

Richtig sei es, erneut auf die Härtefallregeln zu blicken und die Möglichkeit zu eröffnen, 
Gelder zu einem späteren Zeitpunkt zurückzuzahlen. Sehr viele Reserven der Unter-
nehmen seien während der Pandemie aufgebraucht worden.  

Auf Bitte von Wibke Brems (GRÜNE) sagt Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) 
zu, den Ausschussmitgliedern seinen Sprechzettel zu diesem Tagesordnungspunkt 
zur Verfügung zu stellen. 
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Wibke Brems (GRÜNE) unterstreicht, da noch kein Rückgang der Inzidenzen festge-
stellt werden könne, müsse weiterhin vorsichtig agiert werden, um die problematische 
Lage nicht durch eine zu frühe Rücknahme von Maßnahmen in die Länge zu ziehen. 
Es stelle sich die Frage, wie künftig Stichprobenkontrollen zur Einhaltung der 2G-Re-
gelung im Einzelhandel durchgeführt werden sollten und wer die Verantwortung dafür 
trage.  

Bei der Bezirksregierung Detmold stünden offenbar noch Auszahlungen der Überbrü-
ckungshilfe III aus. Für Betroffene könne diese Situation sehr herausfordernd sein. 
Hierzu bitte sie um Ausführungen. 

Ralph Bombis (FDP) hebt die in der Pandemie erneut deutlich gewordene Leistungs-
fähigkeit des Staates auf den verschiedenen Ebenen hervor. Nach wie vor werde den 
Menschen geholfen. Insbesondere langfristige Rückzahlungsmöglichkeiten und die 
Verlängerung der Wirtschaftshilfen setzten ein starkes Signal für nicht nachlassende 
Anstrengungen.  

Angesichts der Lage sollten in verantwortbarer aber dennoch mutiger Weise Öffnungs-
schritte eingeleitet werden, die über die bisherigen Lockerungen hinausgingen. Den 
Menschen müsse gezeigt werden, dass ein Stück Normalität zurückkehren und per-
spektivisch mit dem Virus gelebt werden könne.  

Im Zusammenhang mit der Pandemie sei die Kommunikation nicht immer optimal ge-
wesen. Nun müsse klar kommuniziert werden, dass weiterhin Vorsicht geboten sei, 
auch wenn die Maßnahmen reduziert werden könnten. 

Christian Loose (AfD) bemängelt, gebe die Regierung endlich Wirtschaft, Handel und 
Mobilität frei, würden deutlich weniger staatliche Hilfen benötigt. Omikron habe von 
Anfang an nur sehr milde Krankheitsverläufe verursacht. Dennoch hätten die Regie-
renden die Daten aus Ländern, in denen die Omikron-Variante bereits vorherrschend 
gewesen sei, ignoriert. Das sei fahrlässig. Dauerhaft werde ein Viertel der Kunden aus 
den Geschäften gedrängt, nämlich Ungeimpfte und diejenigen, deren Status in irgend-
einer Weise abgelaufen sei. Kein Bürger wisse aktuell, welche Geschäfte er auf wel-
cher Grundlage betreten dürfe.  

Die Schäden für die Wirtschaft seien nicht durch die Pandemie entstanden, sondern 
durch die regierungsseitige Beschränkung von Freiheit und die Beschränkung der 
Grundrechte. Der Minister habe mehrfach die Chance für die Rückgabe der Grund-
rechte an alle Bürger verpasst. Er verstecke sich immer wieder hinter einer nicht legi-
timierten Ministerpräsidentenkonferenz und lasse entgegen jeder wissenschaftlichen 
Faktenlage die Reduzierung des Genesenenstatus auf drei Monate zu. Dies belaste 
Bürger und Wirtschaft weiterhin. Nachdem der Wirtschaft Grundlagen für das freie 
Wirtschaften entzogen worden seien, erhielten sie nun gnädig ein paar Wirtschaftshilfen.  

Auch Frank Sundermann (SPD) betont die Bedeutung eines handlungs- und leistungs-
fähigen Staates. Dieser Wert habe sich in den Krisen der letzten Jahre noch einmal 
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gezeigt. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in diesem Zusammenhang eine 
unglaubliche Vielzahl von Anträgen bearbeitet hätten, sei zu danken. 

Positiv hervorzuheben seien auch mit Blick auf den anstehenden Re-Start die Verlän-
gerung der Hilfen und der Rückzahlungsfristen. Dies zeige den Betroffenen, der Staat 
stehe bis zum Schluss an ihrer Seite. Das sei wichtig, um Strukturbrüche und Insol-
venzen zu vermeiden. 

Dargestellt werden solle, inwieweit im Ministerium an einem Re-Start gearbeitet werde. 
Möglicherweise seien bereits Strukturproblematiken identifiziert. 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) stellt zum Stichwort „Flutweine“ klar, 
Unternehmen könnten Spenden erhalten, auch wenn sich Hilfsorganisationen manch-
mal schwer damit täten; sie förderten lieber Privatpersonen. Sofern konkrete Probleme 
bekannt seien, solle dies dem Ministerium mitgeteilt werden. 

Wo nach wie vor Hilfe nötig seien, müsse diese geleistet und Planungssicherheit ge-
schaffen werden. Gleichzeitig seien Perspektiven wichtig. Die Wirtschaftsministerkon-
ferenz habe einen Beschluss gefasst, in dem der Re-Start eine starke Rolle spiele. 
Daran würden die Hilfen ausgerichtet. Eine Verlängerungsperspektive diene der Absi-
cherung des Re-Starts. Gleichzeitig müssten Anstöße gegeben werden, was noch ge-
lingen könne. Das habe das Ministerium während der gesamten Coronakrise getan, 
nicht nur für den Tourismus, sondern auch für Handel und Gastronomie.  

Schneller als bisher müsse die Digitalisierung vorangetrieben werden. Das Land ge-
währe viele Hilfen für die Wirtschaft sowohl in Form der Digitalscouts als auch in Form 
von Beratungshilfen und wirtschaftlicher Förderung, damit der Umbau gelinge und die 
Unternehmen gestärkt in den Re-Start gehen könnten. Ein großes Thema werde der 
Fachkräftemangel sein. Auch hierzu habe das Ministerium bereits Dinge angestoßen.  

Hinweisen wolle er auf die Verlängerung der Tilgungsaussetzung bei den KfW-Dar-
lehn. In NRW stünden verbürgte Kredite in Höhe von rund 40 Milliarden Euro im Raum. 
Die exakten Zahlen könnten nachgereicht werden. Wirtschaftshilfen alleine reichten 
vielfach nicht, zumal nicht alle Unternehmen Wirtschaftshilfen erhielten und zur Liqui-
ditätssicherung auf Kredite zurückgreifen müssten. Er hoffe auf einen Aufschub für die 
Tilgungszahlungen von einem, besser noch zwei Jahren durch den Bund. Das könne 
einen ganz wesentlichen Beitrag zum Gelingen des Re-Starts leisten. 

Als Wirtschaftsminister lege er besonderes Augenmerk darauf, Einschränkungen mög-
lichst zurückzunehmen. Gleichzeitig müsse die Politik zu sich selbst fair sein. Bei der 
Delta-Variante seien die getroffenen Maßnahmen auf jeden Fall erforderlich gewesen. 
Omikron habe sich anders entwickelt. Dennoch habe die Sorge bestanden, ob die kri-
tischen Bereiche aufrechterhalten werden könnten, wenn zu schnell zu viele Men-
schen erkrankten bzw. sich in Quarantäne begeben müssten. Dazu hätten keine Er-
fahrungswerte vorgelegen. Zudem hätten sich zunächst eher – nicht geimpfte – jün-
gere Menschen infiziert. Ob der ältere Teil der Bevölkerung genauso milde betroffen 
werde, habe damals noch niemand gewusst. In einer solchen Situation müsse Politik 
Verantwortung tragen, abwägen und Entscheidungen an die jeweilige Situation, aber 
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auch neu gewonnene Erkenntnisse anpassen. Über Einzelmaßnahmen könne immer 
gestritten werden.  

In NRW gelte künftig die schon in anderen Bundesländern praktizierte Stichprobenre-
gelung im Handel. Im ÖPNV werde schon seit längerer Zeit die 3G-Regelung mit Stich-
proben umgesetzt. Die Kosten für die Einlassprüfung trage der Handel selbst. Das 
gelte auch für die künftig durchzuführenden Stichproben. Die Ordnungsämter kontrol-
lierten die Durchführung dieser Stichproben. 

Der Facheinzelhandel habe in den letzten zwei Jahren genauso wie der Lebensmitte-
leinzelhandel nicht zu den Bereichen gehört, von denen ein erhöhtes Infektionsge-
schehen ausgegangen sei. Dem Handel sei für die große Impf-Kampagne im vergan-
genen Herbst zu danken. In der Kampagne hätten sich bundesweit über 600.000 Bun-
desbürger impfen lassen. Das sei eine tolle Leistung. 

Der handlungsfähige Staat sei in der Tat notwendig und zeige sich in der Pandemie. 
Aus dem Gelernten müsse jedoch noch mehr Resilienz im Umgang mit solchen Krisen 
abgeleitet werden; denn zum Herbst wachse die Wahrscheinlichkeit neuer Virusvari-
anten. Zugleich werde die EU die Verlängerung des Temporary Framework sehr kri-
tisch begleiten und möglicherweise nicht unbedingt vorsehen. Deutschland habe bis-
lang mit Abstand am meisten Hilfen gewährt. Das lasse sich nicht beliebig fortsetzen. 
Wichtig seien weitere Fortschritte bei der Impfquote, bei der Impfstoffentwicklung usw., 
um im Herbst ohne große weitere Einschränkungen durch die nächste Phase der Pan-
demie zu kommen.  

Nach der Bewilligung von Hilfen erfolge in der Regel eine zeitnahe Auszahlung. In 
wenigen Ausnahmefällen werde die Auszahlung angehalten. Dabei handele es sich 
entweder um Verdachtsfälle oder um Fälle mit komplexen Strukturen, in denen unter 
Umständen Anträge an verschiedene Stellen gerichtet worden seien. Diese Anträge 
müssten gebündelt und auf Parallel- sowie Überförderungen geprüft werden. Konkre-
ten Fällen gehe das Ministerium bei Bedarf gerne nach. Zum Teil handele es sich um 
wirklich hochkomplexe Konstellationen. Dies wüssten die Unternehmen selbst. In allen 
Ländern lägen noch Anträge für die Überbrückungshilfe III vor, die aufgrund des hohen 
Schwierigkeitsgrades mehr Zeit beanspruchten. 
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2 Entwicklungen in der Tourismuswirtschaft im Land Nordrhein-Westfalen 

(Präsentation s. Anlage 1) 

Vorsitzender Georg Fortmeier begrüßt ganz herzlich die Geschäftsführerin von Tou-
rismus NRW e. V., Frau Dr. Döll-König, sowie den per Video zugeschalteten Vor-
standsvorsitzende, Herr Dr. Schloemer.  

Dr. Heike Döll-König (Tourismus NRW e. V.) berichtet:  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Sehr geehrter Herr Minister! Schauen wir uns zunächst die Entwicklung im Touris-
musland NRW insgesamt anhand einiger Zahlen an:  

(s. Anlage 1, Seite 2)  

Blicken wir zunächst auf das Jahr 2021. Die offiziellen Zahlen werden wir um den 
20. Februar herum erhalten. Uns liegt eine Hochrechnung unserer Marktforschung 
vor; die ist in der Regel recht belastbar.  

Wir haben in 2021 wieder leicht positive Zahlen. Es gibt ein ganz leichtes Plus bei 
den Ankünften und 3,8 % bei den Übernachtungen. Man sieht an der Grafik: Wenn 
wir Öffnungen haben und die Branche wieder antreten kann, merken wir sofort eine 
Erholung. Aber das hat natürlich noch alles nichts mit Normalität zu tun, wenn wir 
das Jahr 2021 mit dem Vorkrisenniveau vergleichen. 

(s. Anlage 1, Seite 3) 

Wenn wir uns den Vergleich von 2021 und 2019 ansehen, dann sehen wir über das 
Jahr verteilt ein Minus von rund 50 % bei den Übernachtungen. Diese Grafik zeigt 
das. Sie zeigt aber auch, der Sommer war gut. Da haben wir fast zum Vorkrisenni-
veau aufgeholt. Vielleicht haben die gemeinsamen Aktivitäten gewirkt, die alle un-
ternommen haben, um das Reiseland zu bewerben. 

(s. Anlage 1, Seite 4) 

Mit dieser Krise haben wir natürlich nicht alleine zu kämpfen. Das tut der Tourismus 
in ganz Deutschland und weltweit. Aber wir sehen auch, wir haben in Nordrhein-
Westfalen in den letzten Jahren eine stabile Basis aufgebaut. Trotz dieser massiven 
Einbrüche und trotz des Aufholens von Küstenländern im Sommer sind wir immer 
noch im oberen Drittel bei der Gesamtzahl der Übernachtungen. Bei Übernachtun-
gen von Gästen aus dem Ausland liegen wir trotz herber Verluste auf Rang vier.  

(s. Anlage 1, Seite 5) 

Die herben Verluste, die das weltweite Reisegeschehen kennzeichnen, sehen wir 
auch bei uns im Incoming. Die Auslandsquellmärkte sind zum Teil völlig weggebro-
chen. Den größten Einbruch gibt es bei unserem Hauptauslandquellmarkt, den Nie-
derlanden. Das betrifft aber auch starke Märkte wie UK oder die USA. 
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(s. Anlage 1, Seite 6) 

Corona hat auch das Verhältnis der Destinationstypen umgekehrt. Sie kennen das. 
Früher waren vor allen Dingen städtisch geprägte Regionen die Wachstumsmoto-
ren. Der Städtetourismus hat bei uns immer die höchsten Zuwächse verzeichnet. 
Vor allem die Städte haben im Vergleich zu 2019 massiv verloren. Im letzten Jahr 
konnten sie wieder etwas zulegen, sobald die Beherbergungen, die im letzten Jahr 
fast durchgehend möglich waren, wieder gestattet wurden. Der Geschäftstourismus 
und der Städtetourismus sind nach wie vor die großen Verlierer dieser Krise. 

(s. Anlage 1, Seite 7) 

Schauen wir uns davon ausgehend noch mal die Betriebstypen insgesamt an. Es 
gibt keine Gewinner von Corona, es gibt allerdings weniger betroffene Unterkunfts-
formen. Wir sehen einen großen Trend zu den sogenannten autarken Selbstversor-
gerunterkünften wie Campingplätzen und Ferienhäusern. Die können sich noch am 
ehesten in der Krise behaupten.  

Zur Gesamtzahl der Betriebe – vor allen Dingen bezogen auf Hotellerie und Gast-
ronomie: Wir messen derzeit noch keinen Rückgang der Gesamtzahl der Betriebe 
im Land. Da haben die beispielhaften Hilfsprogramme ganz offensichtlich gewirkt. 
Doch ich sage Ihnen nichts Neues: Die Besorgnis ist bei vielen nach wie vor vor-
handen. Wir brauchen Zuversicht, wir brauchen Impulse, um die Gäste und gemein-
sam mit den Sozialpartnern auch die Fachkräfte wieder in die Branche zurückzuho-
len. Das ist derzeit unisono das als am wichtigsten bewertete Wachstumshindernis. 

(s. Anlage 1, Seite 8) 

Sie wissen, wir erheben regelmäßig den Wirtschaftsfaktor „Tourismus“. Bezogen auf 
das Krisenjahr 2020 haben wir hochrechnen können, dass Corona allein in NRW einen 
Verlust von 5 Milliarden Euro bedeutet hat. Das sind erhebliche Folgen. Ich hoffe, 
dass wir einen Großteil davon in den nächsten Jahren wieder gutmachen können. 

(s. Anlage 1, Seite 9) 

Schauen wir deshalb vor allen Dingen nach vorne und auf das halbvolle Glas. Corona 
hat eines nicht trüben können, nämlich den Wunsch der Menschen, zu verreisen. 
Die Reisebereitschaft ist nach wie vor messbar da. Deutschland bleibt das Reiseziel 
Nummer eins der Deutschen. Das war es auch schon vor Corona, aber dieser Zu-
spruch ist jetzt noch deutlicher geworden. Erst allmählich werden sich die europäi-
schen Ziele und erst 2023, 2024 oder noch später die Fernmärkte wieder erholen. 
An diesem Punkt müssen wir ansetzen und können gut mit den Themen und Profilen 
verbinden, die wir entlang der Landestourismusstrategie herausgearbeitet haben. 

(s. Anlage 1, Seite 10) 

Ich zeige Ihnen bewusst das, was wir im Landesverband entwickelt haben. Wir ver-
stehen das als profilbildende Ergänzung zur Arbeit der Regionen. Alles, was Sie 
sehen, passiert in enger Vernetzung mit diesen. Zwei Punkte sind für mich für die 
Zukunft des Tourismus in NRW entscheidend. Das eine ist die gewollte zukunftsfähige 
und ausbaufähige Verbindung zwischen dem Thema „Tourismus und Standortent-
wicklung“ und der noch entschlosseneren Integration von Megatrends, die Corona 
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beschleunigt hat. Das ist natürlich die Digitalisierung, das ist aber auch ein Neuden-
ken dieser alten Gegensätze von Leben und Arbeiten in getrennten Geografien und 
sind damit einhergehend neue Vernetzungen und neue Synergien zwischen Stadt 
und Umland sowie unterschiedlichen Reiseformaten. 

(s. Anlage 1, Seite 11) 

Schauen wir zunächst auf das Thema „Standortmarketing“ und den Tourismus als 
Sicherung des Standortfaktors „Lebensqualität“. Wir haben dazu ganz frisch eine 
Untersuchung zur Tourismusakzeptanz in Nordrhein-Westfalen gemacht. Sie be-
sagt, dass 75 % der Bevölkerung den Tourismus schätzen, weil er ihnen ein positi-
ves Image für ihre Stadt, für ihre Region bringt. Zwei Drittel sehen ihn positiv und 
sagen, ja, hier kann und soll gerne noch mehr Tourismus passieren, weil das die 
Freizeitqualität vor Ort stärkt. Während andere schon sagen, das wird vielleicht ein 
bisschen zu viel – Stichwort „Overtourism“, ist der Tourismus in NRW sehr positiv 
besetzt. Das heißt, in diesen Attributen, die man ihm zuschreibt, ist das Thema vom 
Standortfaktor „Lebensqualität“ in der Bevölkerung angekommen. 

Meine Botschaft in diesem Zusammenhang lautet: Tourismus kann mit diesen Po-
tenzialen noch stärker als wir das bereits tun, vor allem junge Menschen anspre-
chen. Wenn wir uns für das Werben um Köpfe und um Talente noch besser aufstel-
len, noch mehr tun und sehen wollen, wo die Regionen und Betriebe auch morgen 
und übermorgen Gäste und Bewohner ansprechen können, dann müssen wir uns 
insgesamt verjüngen. Ich sage draußen im Land immer gerne, wer neue und junge 
Köpfe haben will, der muss sie gezielt ansprechen und etwas weniger auf den Best 
Ager, auf den Silver Ager setzen. Auch er soll kommen, aber hier müssen wir noch 
intensiver vorankommen. 

(s. Anlage 1, Seite 12) 

Wir sind jedenfalls sehr froh, dass wir mit einem Projekt wie „Flow NRW“ und unse-
rer Marke „urbanana“ in neuen Allianzen mit der Kreativ- und Digitalwirtschaft zu-
sammenarbeiten können. Wir setzen hier neue Impulse, die wir zunächst für die 
Städte erarbeiten. Aber diese betreffen längst nicht nur diese.  

Themen wie „Design“ und „kreative und hybride Orte“ haben wir überall im Land 
NRW. Ein gutes Beispiel ist für mich eine Neuinszenierung des Themas „Geschäfts-
tourismus und Business“, die wir in unserem Außenauftritt aufgebaut haben. Wir 
setzen nicht mehr auf das Bürohochhaus, die Abbildung eines Flughafens oder das 
Vorfahren bei einer Konzernzentrale. Wir vermarkten schon gar nicht den guten 
Konferenzraum alter Schule. 

(s. Anlage 1, Seite 13) 

Wir sehen, dass Geschäftsreisen heute häufig auch an solchen Orten stattfinden. 
Der individuelle Geschäftsreisende geht temporär dahin. Aber auch Firmen buchen 
so etwas, weil sie sagen, wenn wir schon geschäftlich unterwegs sind, wenn wir 
unserer Mitarbeiter rausschicken, dann soll da kreativ gemeinsam und vernetzt ge-
arbeitet werden. 
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(s. Anlage 1, Seite 14) 

Das sind die neuen Orte, die wir inszeniert aufbereitet haben und nach vorne stellen. 
Das zeigen wir quer durch das ganze Land; denn Businesstourismus betrifft ganz 
NRW, auch und vor allem die Regionen mit ihrer starken Wirtschaftskraft.  

(s. Anlage 1, Seite 15) 

Aber natürlich geht es nicht nur darum, nach außen zu zeigen, was wir schon haben. 
Wir müssen gerade diese Teilbranche bei ihren neuen Trends, bei einem richtig 
tiefgreifenden Strukturwandel begleiten. 

Gerade unsere Regionen sind aber auch für ganz neue Verbindungen zwischen 
Wohnen, Arbeiten und Leben prädestiniert, die Sie derzeit überall beobachten können. 

(s. Anlage 1, Seite 16) 

Ich habe ein Zitat von einem mitgebracht, der es wissen muss, nämlich Nathan 
Blecharczyk, Mitinhaber von Airbnb. Er sagt ganz eindeutig, die Unterschiede zwi-
schen Wohnen, Arbeiten und Leben verschwinden. Leute buchen sich in Teilen län-
ger ein, wenn sie unterwegs sind. Er spricht selbst von einer neuen Reisekategorie. 

(s. Anlage 1, Seite 17) 

Andere Destinationen, die ganz bestimmt kein Imageproblem im Tourismus haben, 
wie Mauritius, werben mit Visa. Sie werben mit der Aussage: Da können Sie remote 
arbeiten. Da kann man nicht nur wunderbare Ferien verbringen, sondern arbeiten. 

(s. Anlage 1, Seite 18) 

Andere Destinationen haben mit solchen Bildern nachgezogen. 

(s. Anlage 1, Seite 19) 

Es entstehen, und das finde ich sehr spannend, neue Transformationsorte, hybride 
Orte, die ganz neue Verbindungen schaffen. Sie wissen gar nicht mehr genau, was 
das ist: Ist das ein Hotel, ist das eine Gastronomie, ist das ein Coworking Space 
oder eine Eventlocation? Am besten alles zusammen. 

(s. Anlage 1, Seite 20) 

Ich habe hier zwei Beispiele aus Tirol und Brandenburg. Ein bisschen angekommen 
ist diese neue Life-Work-Balance auch bei uns, wie diese Beispiele zeigen. 

Doch auch die Reisewünsche insgesamt haben sich verändert. Das gilt für den be-
reits angesprochenen Trend des Reisens im eigenen Land.  

(s. Anlage 1, Seite 21) 

Trotz hoher Sättigung haben wir in Nordrhein-Westfalen noch mal einen Zuwachs 
auch bei den kleinen Fluchten erzielen können. Tagesreisen sind ein ganz großer 
Wirtschaftsfaktor bei uns.  

(s. Anlage 1, Seite 22) 

Das Thema „Raus ins Grüne“ wird zum Bestandteil des Alltags. Das ist ein Format, 
das Nachfrage erzeugt. Wenn wir in unsere Marktforschungsdaten gucken, sehen 
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wir, dass das Wandern gerade vor diesem Hintergrund noch mal eine Neubewer-
tung erfährt.  

(s. Anlage 1, Seite 23) 

Das Wandern wird jünger. Das Durchschnittsalter sinkt. Es gibt neue Begrifflichkei-
ten hierfür. Die Branche ist immer sehr schnell damit, solche Trends zu beschreiben. 
„Mikroabenteuer“ heißt dieser neue Trend. Man definiert das als „Adventures that 
are close to home“. Das heißt, man fährt nicht mehr weit weg, um ein Abenteuer zu 
erleben, sondern es entkoppeln sich Abenteuer und Entfernung. 

(s. Anlage 1, Seite 24) 

Damit geht wiederum auch eine andere Nachfrage einher, was die Übernachtungen 
angeht. Auch das können wir bei uns monitoren. Das ist in diesen Zielgruppen eher 
das Baumhaus, das ist vielleicht die gut ausgestattete Hütte, das ist das innovative 
Ferienhaus, das für solche Abenteuer gebucht wird, wie die Bilder zeigen. 

(s. Anlage 1, Seite 25) 

So sprechen wir derzeit nach außen neue Kunden für unser Land an. 

(s. Anlage 1, Seite 26) 

Die Region wird also derzeit für neue Zielgruppen attraktiv, baut damit Resilienz auf 
und kann auch in NRW schon sehr gut mit zeitgemäßer Produkt- und Erlebnisqua-
lität punkten. 

(s. Anlage 1, Seite 27) 

Doch von solchen Leistungsträgern und den eben genannten Infrastrukturen kön-
nen es ruhig noch ein paar mehr sein. Für uns ist sehr positiv, dass es schon heute 
gelingt, neue Zielgruppen in die Regionen zu holen.  

(s. Anlage 1, Seite 28) 

Hier sehen wir, wie sich das in Formaten wie den Instagram-Communities, in den 
Social-Media-Kanälen abspielt. Das sind echte Fotos von Events, von Dingen, die 
passieren, wo sich unter dem Aspekt „selbstmitgeteilte Inhalte“ neue Zielgruppen in 
die Regionen bewegen. 

(s. Anlage 1, Seite 29) 

Ganz deutlich ist auch der Trend zu neuen Lifestyles rund um das Thema „Rad“. 
Das löst zudem immer eine besonders hohe direkte Wertschöpfung aus. Auch hier 
sind wir in einer innovativen Destinations- und Produktinszenierung sehr gut unter-
wegs. 

Die Zukunftsthemen, die wir bespielen, haben natürlich nicht nur etwas mit den In-
halten zu tun, sondern auch mit dem, was hinter solchen Webseiten und Angeboten 
passiert. Ich meine das Datenmanagement. Sie wissen, wir haben hier im Rahmen 
der Landestourismusstrategie aufgesetzt und sind in den letzten eineinhalb Jahren 
sehr weit gekommen. 
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(s. Anlage 1, Seite 30) 

Wir haben eine landeseinheitliche Dateninfrastruktur im Tourismus aufgebaut und 
mit allen Verabredungen getroffen. Wir arbeiten mit der Nutzung von einheitlich er-
fassten und ausgezeichneten Contents als offene Daten. Damit sind POIs und Tou-
ren für weitere Anwendungen für die einschlägigen Portale und Apps nutzbar. Es 
kommen auch immer wieder neue interessante Partner dazu, um unseren Content 
zu verbreiten. 

Mit dem Aufbau einer durchlässigen Dateninfrastruktur sind wir heute schon in der 
Lage, weiterzudenken, was demnächst die Verbindung zur Künstlichen Intelligenz 
angeht. 

(s. Anlage 1, Seite 31) 

Weiterdenken tun wir auch bei den Zielgruppen. Diese wollen wir um ein Thema 
erweitern, das wir bisher landesweit noch unter Wert verkaufen, nämlich die Fami-
lien. Meine These ist, dass Familien, die oft ganz unterschiedliche Bedürfnisse unter 
einen Hut bekommen müssen, und das auch noch bei jedem Wetter, nirgendwo so 
gut auf ihre Kosten kommen wie bei uns mit dieser unglaublichen Erlebnisdichte 
und Angebotsvielfalt. Da wollen wir mit Hilfe des neuen Programms „REACT“ einen 
ersten Schritt gehen und sichtbarer machen. Aber ich glaube, das Potenzial reicht 
darüber hinaus und hat auch wieder eine Schnittstelle zum Umgang mit Daten und 
zum Standortmarketing. 

(s. Anlage 1, Seite 32) 

Die Nähe wird also immer smarter. Trotzdem dürfen wir nach meiner festen Über-
zeugung gerade im NRW-Tourismus nicht aufhören, international zu denken.  

(s. Anlage 1, Seite 33) 

Das Incoming ist aus unserem Land und auch aus dem Tourismusprofil nicht weg-
zudenken. Doch gerade für diese Aufgabe brauchen wir vielleicht in Zukunft noch 
Ressourcen vor allem in der Kontinuität, um im Gleichschritt mit unseren wesentli-
chen Mitbewerbern Bayern und Baden-Württemberg und gemeinsam mit der Deut-
schen Zentrale für Tourismus agieren zu können. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier viel zu bieten. Wir haben zahlreiche USP in 
allen Teilräumen des Landes. Wir sind aber ganz sicher ein Kulturland von Weltrang. 
Seit dem letzten Sommer sind wir mit nunmehr sechs Welterbestätten ausgezeichnet. 

(s. Anlage 1, Seite 34) 

Schauen wir auf unsere Potenziale im Bereich der Events, werden wir gut daran 
tun, national und international diese beispiellose Erlebnisdichte internationaler in 
Szene zu setzen, aber auch für uns als Standort zu nutzen, wenn die Branche wie-
der anfährt. 

Für mich ist in diesem Zusammenhang ein Event wie die World University Games 
in 2025 herausragend. Wir haben die Chance, jungen Talenten aus dem universitä-
ren Bereich weltweit zu zeigen, dass es sich lohnt, hier nicht nur tolle Wettkämpfe 
zu erleben, sondern auch lebenswerte Umfelder unserer Hochschulen. 
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(s. Anlage 1, Seite 35) 

Wir haben mit unserem Projekt „urbanana“ für das ganze Land eine hervorragende 
Schnittstelle geschaffen, die international aussagefähig ist und würden uns hier 
gerne weiterhin vernetzen und einbringen. 

(s. Anlage 1, Seite 36) 

Den „Europe’s Heartbeat“, lieber Herr Professor Pinkwart, können wir im Tourismus 
natürlich auch tagtäglich hier bei uns erleben. 

(s. Anlage 1, Seite 37) 

Deshalb zum Abschluss noch ein Wort in eigener Sache: Es ist im Herbst 25 Jahre 
her, dass der Landestourismusverband gegründet wurde. Viele von Ihnen haben 
ihn begleitet – einige länger als ich. Der Ausschuss hat uns immer wieder die Gele-
genheit gegeben, über die Arbeit zu berichten. Sie waren zum Teil dabei, haben uns 
in unserem Beirat begleitet und standen und stehen immer für Austausch zur Ver-
fügung. Dafür möchte ich mich an dieser Stelle sehr herzlich bedanken. 

Gemeinsam und auch dank der Unterstützung des Landes haben wir in den letzten 
Jahren immer im Gleichklang mit den Regionen, mit dem Land NRW, mit der Politik 
agiert. Wir haben vor allen Dingen mit der Verzahnung über die Möglichkeiten, die 
wir sehr spezifisch in NRW über EFRE genutzt haben, immer wieder neue Impulse 
setzen und zwei Landestourismusstrategien auf den Weg bringen können. Wir 
freuen uns im Verband deshalb sehr, dass es wieder gelungen ist, dem Tourismus 
einen Zugang zu EFRE zu verschaffen. Aber wir möchten auch hier weiter im 
Gleichschritt bleiben. Wir möchten Teil des Restarts sein, weil wir glauben, dass wir 
die Vernetzung gerade in Zukunftsthemen nur gut hinkriegen, wenn wir hier gemein-
sam agieren und Regionen und Landesverband nicht voneinander trennen. Das 
heißt, dass wir diese Verzahnung auch in Zukunft zu unserem Markenzeichen ma-
chen und den EFRE zur Verstetigung nutzen. 

(s. Anlage 1, Seite 38) 

Wir sind als Verband in dem, was wir tun, erfolgreich. Das zeigen Auszeichnungen, 
die wir immer wieder für unsere Arbeit bekommen. Wir sind von einem internationa-
len Netzwerk, in dem unter anderem die UNWTO, die Welttourismusorganisation, 
vertreten ist, für die beste Strategie, für die Entwicklung eines kreativen neuen Tou-
rismus, für die Marke „urbanana“, ausgezeichnet worden. Unsere Radroute „Beuys 
& Bike“ ist europäische Kulturmarke des Jahres gewesen. Gestern konnten wir aus 
den Händen von Bundesminister Heil digital eine Auszeichnung für ein Projekt ent-
gegennehmen, wie wir mit Hilfe von Künstlicher Intelligenz barrierefreien Tourismus 
noch smarter machen wollen. Wir haben diesen Bundeswettbewerb gewonnen. 
Auch darüber haben wir uns sehr gefreut.  

(s. Anlage 1, Seite 39) 

Zuletzt sehen Sie nun Bilder aus unserer Sommerkampagne „Sicher sehen wir uns 
wieder!“. Bleiben Sie uns, dem Verband und dem Tourismus, gewogen. Hoffen wir, 
dass wir für diese Menschen, die mit ihren Betrieben das Beste geben, um die Wirt-
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schaftskraft Tourismus weiter zur Entfaltung zu bringen, gemeinsam noch viel tun 
können. – Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vorsitzender Georg Fortmeier meint, die Auszeichnungen belegten die Richtigkeit 
der damals getroffenen Entscheidung, den Tourismusbereich aus den politischen All-
tagsdiskussionen herauszuhalten. Die wiederholte Berichterstattung im Ausschuss 
habe Gelegenheit zur Nachjustierung zum Beispiel hinsichtlich der Einbindung von 
Menschen mit Behinderungen, von Sportevents etc. gegeben. Das unterstreiche die 
Bedeutung des ständigen Austausches.  

Frank Sundermann (SPD) bedankt sich für den in die Zukunft gerichteten Vortrag. 
Dieser optimistische Blick sei sehr wohltuend. Tourismus NRW fördere seit Jahren 
stark die Digitalisierung, bilde gesellschaftliche Entwicklungen ab und entwickle so den 
Tourismus weiter. Das sei sehr beeindruckend und vermittle ein Gefühl davon, wel-
chen Veränderungen die Gesellschaft wirklich unterliege. Tourismus NRW helfe den 
Unternehmerinnen und Unternehmern, diese Tendenzen zu erkennen und zu nutzen. 
Die Entwicklung des Tourismus in Nordrhein-Westfalen liege bei Tourismus NRW in 
sehr guten Händen. 

Auch Herbert Strotebeck (AfD) dankt Frau Dr. Döll-König für ihre Präsentation und 
erkundigt sich, ob die Branche es schaffe, die während der Coronapandemie abge-
wanderten Fachkräfte zurückzugewinnen.  

Charlotte Quik (CDU) schließt sich dem Dank an und verweist auf die in den vergan-
genen 25 Jahren geleistete beeindruckende Arbeit. Trotz der allgemeinen Lage habe 
der Bericht mehr Licht als Schatten enthalten. Das sei sehr willkommen. 

In Bezug auf Businesstourismus stelle sich die Frage, ob künftig in noch höherem 
Maße auf Arbeitgeber zugegangen werden müsse; denn Workation, Coworking 
Spaces etc. gingen Hand in Hand mit den jeweiligen Firmenphilosophien. 

Die in der Präsentation enthaltenen Bilder für Kurztrips, Mikroabenteuer usw. sähen 
relativ hochpreisig aus. Das führe zu der Frage, inwieweit das aktuelle Angebot schon 
in die Breite gehe. 

Für Familien stelle sich gerade bei Kurztrips die Frage einer ausreichenden Grundaus-
stattung von Unterkünften. Möglicherweise könne mit neuen Services besser auf die 
Bedürfnisse von Familien eingegangen werden. 

Wibke Brems (GRÜNE) spricht die digitale Infrastruktur vor Ort an. Diese sei notwen-
dig, um auch auswärts quasi aus dem Homeoffice arbeiten zu können. 

Immer wieder stehe die Schaffung eines Nationalparks in der Senne im Raum. Welche 
Potenziale ein solcher Nationalpark mit Blick auf den Tourismus entfalten könne, sei 
interessant. 
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Ralph Bombis (FDP) hält es für bemerkenswert, welche neuen Entwicklungen Tou-
rismus NRW immer wieder präsentiere. Tourismus stelle einen wichtigen Standortfak-
tor für Nordrhein-Westfalen dar. Deshalb seien Kenntnisse über die in der Branche 
kommunizierten kritischen Punkte wichtig. Hierzu bitte er um weitere Informationen.  

Christian Loose (AfD) kommt auf aktuelle Forderungen zu sprechen, den Bau von 
Windindustrieanlagen in Wäldern zu erleichtern. Zu hinterfragen sei die Bewertung der 
Tourismusbranche dieser Forderung in Regionen mit vielen Wandertouristen. 

Dr. Heike Döll-König (Tourismus NRW e. V.) bedankt sich für den Zuspruch. Der 
Fachkräftemangel stelle sich relativ differenziert dar. Benötigt werde vor allem eine 
stabile Entwicklung, damit junge Menschen wieder Berufe im Tourismus ergriffen. Jün-
gere Menschen fingen mittlerweile generell an, sich ihre Arbeitgeber unter neuen Kri-
terien auszusuchen. Dazu gehörten die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie die 
Möglichkeit, sich einzubringen und mitzugestalten. Das gelte es, bei der Ausbildung 
und Gewinnung von Fachkräften zu berücksichtigen. Die Situation bei Saisonarbeits-
kräften entspanne sich vermutlich, sobald sich die Lage konsolidiere. Langfristig müss-
ten Hotellerie und Gastronomie attraktivere Arbeitgeber werden. Dazu gehörten an-
dere Arbeitszeitmodelle, mehr Partizipation für junge Leute in Unternehmen und die 
Öffnung für andere Formate und Vorstellungen, wie ein Betrieb zu führen sei. Gleich-
zeitig arbeiteten viele Start-ups in den Bereichen „Ernährung“ und „Food-Gastronomie“ 
bis zur Selbstausbeutung, weil sie diese Aufgabe mit und für Menschen sehr reize. Wo 
es Möglichkeiten zur Selbstgestaltung gebe, seien die Unternehmen attraktiver. Das 
gelte übrigens auch für das Handwerk und andere Branchen in der Betriebsmarktfolge. 
Best-Practice-Beispiele könnten eine positive Entwicklung unterstützen, reichten allein 
aber sicher nicht aus. 

Businesstourismus hebe sich vom klassischen Tourismus vollkommen ab: Den klassi-
schen Urlaub buche sich jeder nach eigenen Vorstellungen, doch wo Tagungen abge-
halten würden oder wohin eine Geschäftsreise führe, bestimmten andere.  

Der Trend zum Urlaub im eigenen Land solle auch als Trend zum Tagen im eigenen 
Land gelebt werden. Genügend Hidden Champions bewerteten unter dem Aspekt der 
Nachhaltigkeit die eine oder andere Entwicklung neu. Bei einem Neustart der Branche 
solle der Geschäftstourismus intensiv und mit Unterstützung der Digitalisierung beglei-
tet werden. 

Nicht alle der gezeigten Beispiele seien hochpreisig gewesen. Neue Unterkunftsarten 
gebe es für jedes Preissegment. Darin liege eine der Stärken in Nordrhein-Westfalen. 
Die Anregung, neue Services für Familien zu implementieren, nehme sie gerne auf. 

Eine Stärkung der digitalen Infrastruktur sei überall im Land und für jeden Wirtschafts-
bereich vonnöten; der Tourismus stelle da keine Ausnahme dar.  

Der Nationalpark Eifel habe auf vorbildliche Weise gezeigt, dass man mit diesem Prä-
dikat viel machen und als touristisches Highlight direkt und indirekt Wertschöpfung in 
der Region generieren könne. Im Zusammenhang mit dem Nationalpark Eifel sei viel 
richtig gemacht worden, indem auch in Infrastruktur, neue Produkte und Erlebnisformate 
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investiert worden sei. Deswegen könne der Nationalpark Eifel auf eine hervorragende 
touristische Entwicklung verweisen. Solche USP würden benötigt und könnten ein wei-
teres Highlight darstellen, mit dem das Land nach außen auftreten und zusätzliche 
Besucher ansprechen könne.  

Zur Gewinnung von Fachkräften seien Impulse vonnöten. Dazu müssten viele etwas 
beitragen. Es gehe nicht nur um das Image der Branche. Sinnvoll könne eine Befra-
gung abgewanderter Kräfte, aber auch von Personen sein, die sich gegen eine Aus-
bildung bzw. Tätigkeit im Tourismus entschieden hätten, um mehr Klarheit über die 
Hemmnisse zu gewinnen und darauf aufbauend gemeinsame Initiativen aufzusetzen.  

Im Landesmarketing werde im Hinblick auf die Strahlkraft nach außen regelmäßig viel 
gebündelt. Bei der Qualität in der Breite dürfe nicht nachgelassen werden. Die Infra-
struktur sei exzellent. Betriebe sollten noch stärker ermutigt werden, sich entlang die-
ser Infrastruktur mit ihrem Betrieb aufzustellen, sich zu digitalisieren und zu profilieren. 
Dazu gehöre das Thema „Nachhaltigkeit“. Gästen im Natur- und Wandertourismus rei-
che eine bloße Unterkunft nicht mehr aus. Sie erwarteten Baukultur, Materialien aus 
der Region und das Gefühl, im Einklang mit Natur und Umwelt zu sein. Zertifizierungen 
und Standards in dem Bereich sollten verstärkt in den Blick genommen werden. 

Intensiver müsse auch auf das Ausland und sich dort entwickelnde Quellmärkte ge-
schaut werden.  

Das Thema „Windenergie“ begleite sie seit Jahren. Sie kenne solche Sorgen der Tou-
ristiker nicht nur in NRW. Dennoch belege keine ihre bekannte Untersuchung den 
Rückgang touristischer Nachfrage aufgrund von Windkraftanlagen. Die Regionen leb-
ten mit ihrer Industrie; es handele sich nicht um Landschaften ohne sichtbare mensch-
liche Eingriffe. Die Stärke liege gerade in der Abwechslung zwischen Infrastruktur, 
auch Freizeitinfrastruktur, und Landschaften, in denen man mit sich selbst allein sein 
könne. Befürchtungen der Touristikbranche lägen aktuell eher in anderen Bereichen. 
Der Verband bleibe aber aufmerksam und behalte die Entwicklung im Blick. 

Dr. Achim Schloemer (Tourismus NRW e. V.) ergänzt, durchgeführte Untersuchun-
gen belegten, dass Windkraftanlagen auf das Gästeverhalten keinen Einfluss hätten. 
Solche Anlagen beträfen eher die Einheimischen. 

Nicht unterschätzt werden dürfe das Potenzial, das Destinationen außerhalb von Nord-
rhein-Westfalen und Deutschland in den 18 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern 
des Landes sähen. Eurowings spreche beispielsweise von 380 Flügen pro Woche 
nach Mallorca. Man dürfe nicht auf ein Zeitfenster von ein oder zwei Jahren hoffen, 
indem sich der Tourismus innerhalb von Nordrhein-Westfalen aktualisieren könne, um 
sich neu zu positionieren. Wettbewerbsdruck sei gegeben. 

Gleichzeitig habe Frau Döll-König belegt, dass nachvollziehbare Effekte entstünden, 
wenn in touristische Infrastruktur und die Attraktivität der Leistungsträger und Ange-
bote investiert werde. Maßnahmen, Kampagnen und die in den Tourismus investierten 
Mittel wirkten also. Internationalisierung und die weitere Entwicklung des Incomings 
nach Nordrhein-Westfalen sollten ausgebaut werden. Attraktive Leistungsträger, eine 
gute touristische Infrastruktur und Angebote für Mikroabenteuer seien vorhanden, aber 
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eher als Leuchttürme und nicht in der Breite. Auch da bestehe also noch Transforma-
tionsbedarf für die Anbieter, der begleitet werden solle.  

Der Arbeitskräftemangel hänge unter anderem mit dem während der Pandemie verlo-
rengegangenen Vertrauen in die Branche zu tun. Um dem entgegenzuwirken, müsse 
die Zukunftsfähigkeit des Tourismus deutlich werden. 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) trägt vor: 

Ich freue mich über die gute Beratung und die starke Unterstützung der für den 
Tourismus in Nordrhein-Westfalen Verantwortung Tragenden. Das ist nicht nur be-
gründet, sondern gibt den Handelnden auch den Schub, den wir uns gerade jetzt 
alle gemeinsam wünschen. Ich bin Herrn Sundermann für die lobenden Worte dank-
bar. In den letzten Jahren konnten wir gemeinsam erhebliche Anstrengungen bei 
der Digitalisierung des Tourismus vornehmen, haben erhebliche Mittel zusätzlich 
bereitgestellt und werden das weiterhin tun, und zwar sowohl für die Betriebe selbst 
in Form von Beratung und Zuschüssen, aber auch für die Regionen. Wir können 
den Regionen durch EU-Projektmittel über 15 Millionen Euro für die weitere Digita-
lisierung zur Verfügung stellen. Wir werden auch in die touristische Infrastruktur in 
den nächsten Jahren im Rahmen unseres EFRE-Aufrufs „Erlebnis.NRW“ in der Grö-
ßenordnung von 120 Millionen Euro zusätzlich investieren. Wir haben die Mittel für 
den Tourismusverband in den letzten Jahren um 50 % erhöht. Wir tun also eine 
ganze Menge, damit der Tourismus richtig Fahrt aufnehmen kann.  

Frau Döll-König hatte Gelegenheit, vor einiger Zeit die Tourismusstrategie vorzu-
stellen, die wir neu aufgesetzt haben. Sie hat die Digitalisierung stärker in den Blick 
genommen. Das hat man noch vor der Pandemie tun können, glaube ich. Das hat 
sich bewährt; es hat uns geholfen, neu und anders auf den Tourismus zu schauen. 
Die Diskussion hat gezeigt, er ist weiter in einem dynamischen Wettbewerb und wird 
sich auch in den nächsten Monaten und Jahren verändern. Er hatte in der Vergan-
genheit gerade in Nordrhein-Westfalen starke Treiber in einem sehr klassischen 
Segment. Was die Übernachtungen anbetrifft, war das stärker im Geschäftsreise-
verkehr der Fall. Hier werden wir noch sehr viele Innovationen brauchen, um Mes-
sen, Ausstellungen und Eventmanagement neu zu denken. Ich bin ganz sicher, das 
wird in Zukunft wieder ein Motor in dieser Branche sein, auch wenn sich das Ge-
schäftsfeld mit Blick auf die Zukunft anders entwickeln wird. Das wird eine positive 
Rückwirkung auf den Tourismus haben. 

Uns ist es in den letzten Jahren gelungen, auf andere Märkte zu setzen und Nord-
rhein-Westfalen anders zu positionieren. Das haben wir auch in der Pandemie ge-
tan. Die anderen Bundesländer haben gestaunt, dass Nordrhein-Westfalen Touris-
ten werben kann. Das ist ganz zentral. Es ist für unser Bundesland wichtig, dass wir 
uns nach außen attraktiver vermitteln als es über lange Zeit der Fall war. In gewis-
sen Krimiserien, die in späten Abendprogrammen als Wiederholung laufen, wird im-
mer irgendein verwahrlostes Viertel im Ruhrgebiet gezeigt. Dann schwenkt die Ka-
mera in schöne Wohnlagen nach München oder so etwas. Das war der Klassiker. 
Es gibt viele Filme, die wir uns jahre-, wenn nicht sogar jahrzehntelang – durch 
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öffentliche Filmförderung unterstützt – angesehen haben. Das sage ich ganz wert-
frei und parteiübergreifend. Das hat mich jedes Mal geärgert.  

Die Zeiten sind zunehmend vorbei. Nordrhein-Westfalen wird als ein hochmodernes 
Bundesland, ein junges Bundesland, ein Bundesland mit Freizeitwert und Kultur-
kraft angesehen. Das müssen wir weiter ausbauen. Dazu haben Frau Döll-König 
und Herr Schloemer hier vorgetragen. Sie haben eine tolle Arbeit geleistet. Wir soll-
ten das mit Selbstbewusstsein machen.  

Es gibt unsere neue Kampagne „Europe’s Heartbeat“. Auch die Außenwirtschaft 
stellt sich neu auf. Nordrhein-Westfalen muss sich anders verorten. „Germany at it’s 
best“ heißt, ich muss mich mit Baden-Württemberg und Bayern vergleichen. Wir 
müssen uns aber mit europäischen Regionen vergleichen. Das ist doch viel span-
nender. Da haben wir mittlerweile im Konzert ganz gute Entwicklungen.  

Ich bin sehr optimistisch, dass wir den Betrieben Mut machen können, die es immer 
noch schwer haben. Das dürfen wir nicht ganz vergessen. Das haben Sie deutlich 
gemacht. Wir müssen ihnen den Mut machen, dass sie weiter investieren können 
und wir diejenigen, die dort arbeiten oder in Zukunft wieder arbeiten werden, ermu-
tigen: Die Branche hat eine Zukunft. Wenn das heute Morgen übergekommen ist, 
freue ich mich darüber ganz besonders.  

Christian Loose (AfD) wundert sich, dass dem Tourismusverband keine Studien zu 
den Auswirkungen von Windkraftanlagen auf den Tourismus vorliegen. Selbst die 
Agentur für Erneuerbare Energien zitiere aus einer deutschen Studie aus 2015, die 
einen Rückgang der Übernachtungen um 0,3 % pro 2 MW zusätzlicher Windkraftleis-
tung festgestellt habe. Zehn Windräder führten also zu einer Reduktion um 3 %. Der 
Oberbayerische Tourismusverband in Bayern zeige sich höchst besorgt, dass die 10H-
Regel gekippt werde und dies dem Fremdenverkehr schade. Möglicherweise sei es an 
der Zeit, eine unabhängige Studie von Tourismus NRW in Angriff zu nehmen, um das 
Phänomen in den Regionen zu untersuchen und Befragungen durchzuführen.  

Dr. Achim Schloemer (Tourismus NRW e. V.) erwidert, eine generelle Studie exis-
tiere nicht. Allerdings gebe es Fallbeispiele und verschiedene Untersuchungen bei-
spielsweise für Rheinland-Pfalz und Küstenregionen. Das von ihm angesprochene Er-
gebnis habe sich auf den Nationalpark Eifel bezogen. Zusammenfassend werde relativ 
schnell aus den bestehenden Untersuchungen klar, dass der Ausbau der Windenergie 
keine oder nur marginale Auswirkungen auf den Tourismus habe.  

Vorsitzender Georg Fortmeier bedankt sich bei Frau Dr. Döll-König und Herrn 
Dr. Schloemer herzlich für ihre Beiträge und die sehr gute Zusammenarbeit. Wichtig 
sei für den Verband, weiterhin seine Autonomie und Selbstständigkeit zu behalten. 
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3 Gesundheitsschutz statt Fake-Klimaschutz – Die Gefahr schwingt in der 

Luft – Sofortiges Moratorium für Windindustrieanlagen 

Antrag  
der Fraktion der AfD 
Drucksache 17/13762 

Stellungnahme 17/4133 
Stellungnahme 17/4143 
Stellungnahme 17/4244 
Stellungnahme 17/4245 
Stellungnahme 17/4247 

Ausschussprotokoll 17/1521 (Anhörung vom 01.09.2021) 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

(Überweisung des Antrags den Ausschuss für Wirtschaft, Energie 
und Landesplanung – federführend –, an den Ausschuss für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales am 21.05.2021) 

Christian Loose (AfD) kommt auf das unanfechtbare Urteil des französischen Ge-
richts zum Infraschall zu sprechen. Das Gericht habe Veränderungen des Gesund-
heitszustandes durch tieffrequenten Schall und Infraschall festgestellt, der von Win-
dindustrieanlagen ausgehe. Das Gericht habe den Klägern, die in der Nähe von sechs 
Windindustrieanlagen wohnten, recht gegeben und festgestellt, dass der Betrieb der 
Anlage in einer Entfernung von 700 bis 1.300 m zu Veränderungen des Gesundheits-
zustandes geführt habe. Das Berufungsgericht habe nach entsprechender Überprü-
fung in seinem Urteil ausgeführt, die Kläger litten unter dem tieffrequenten Schall und 
auf Infraschall zurückzuführenden sogenannten Windturbinensyndrom. Es habe den 
Klägern einen Schadenersatzanspruch in Höhe von 128.000 Euro zugesprochen. 

Die Folgen der hiesigen Fokussierung auf Windindustrieanlagen habe der Experte 
Herr Brinkmann in der Anhörung anschaulich dargestellt. Das Paderborner Land sei 
zu einer Industrielandschaft gemacht worden. Dort gebe es das größte zusammen-
hängende Band an Windindustrieanlagen von – so Herr Brinkmann – 50 km. Rechne 
man je 1.000 m Abstandsfläche nördlich und südlich hinzu, sei damit eine unbewohn-
bare Zone von 100 qm2 entstanden. Der Flächenfraß von Windenergieanlagen sei un-
fassbar groß, aber kurioserweise gerade den Grünen egal.  

Die meisten Experten hätten einen großen Bogen um das Phänomen des gepulsten 
Infraschalls gemacht. Lediglich Herr Dr. Friesen habe das Problem offen angespro-
chen und für alle nachvollziehbar dargestellt sowie die Schwächen der TA Lärm offen-
bart. Sie sei überaltert und lasse den Infraschall außen vor, der unter 8 Hz liege. 
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Die von der AfD geforderte Bundesratsinitiative zur Überarbeitung der TA Lärm sei 
genauso unerlässlich wie die Bereitstellung von Forschungs- und Fördermitteln zur 
Untersuchung der Gesundheitsgefahren und Risiken durch Infraschall. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD) sieht in dem Antrag einen erneuten untauglichen Ver-
such, die Windkraft zu diskreditieren. Das habe auch die Anhörung gezeigt. Nach Auf-
fassung der meisten Sachverständigen führe der Antrag nicht weiter. Laut Dr. Holzheu 
habe er keine wissenschaftliche Grundlage. Auch andere Experten seien zu dem 
Schluss gekommen, dass Windkraft nicht die von der AfD-Fraktion unterstellte Wir-
kung. Herr Sondershaus stelle fest, das sogenannte Windturbinensyndrom sei keine 
medizinische Diagnose; es gebe dagegen psychologische Auswirkungen: Ärgere man 
sich über eine Windkraftanlage, fühle man sich durch sie belästigt.  

Bernhard Hoppe-Biermeyer (CDU) stört sich an der Vorgehensweise der AfD bei der 
Thematik. Die große Mehrheit der Bevölkerung wünsche sich eine Energiewende. Vo-
raussetzung für die Erreichung dieses Ziels sei die Akzeptanz der notwendigen Maß-
nahmen. Akzeptanz könne nur mit vernünftigen Argumenten erreicht werden. Dazu 
gehöre, nicht um jeden Preis und an jeder Stelle ein Windrad zu bauen. Akzeptanz 
müsse aber auch über Abstandsregelungen geschaffen werden. Solche Argumente 
seien nachvollziehbar, während die AfD-Fraktion versuche, ihre Ziele mit weit herge-
holten Argumenten zu erreichen. Das schade der Diskussion und führe nicht weiter. 

Wibke Brems (GRÜNE) hebt hervor, ein Gerichtsurteil beweise keine wissenschaftli-
chen Erkenntnisse. Hier würden krude Behauptungen ins Feld geführt, die keiner wis-
senschaftlichen Grundlage für eine gesundheitliche Beeinträchtigung durch Infraschall 
von Windenergieanlagen standhielten.  

Laut Dr. Sudhaus von der Fachagentur Windenergie gehe von Windenergieanlagen 
eine Infraschallemission aus, die aber nach den Erkenntnissen weit unter der mensch-
lichen Wahrnehmungsschwelle liege. Bekannt sei nur, dass er oberhalb der Wahrneh-
mungsschwelle Einfluss auf die Gesundheit habe.  

Ein weiterer Experte habe darauf hingewiesen, die ankommenden Infraschallpegel 
seien zu schwach, um eine gesundheitliche Beeinträchtigung auszulösen. Dies beleg-
ten Studien aus der Arbeitsmedizin. 

Dietmar Brockes (FDP) betont, die AfD-Fraktion verweigere sich der Herausforde-
rung des Klimaschutzes und der Zukunft und betreibe stattdessen seit Beginn der Le-
gislaturperiode eine Nostalgiepolitik. Die FDP stelle sich dagegen den Herausforde-
rungen und nehme die Menschen bei der Gestaltung der Energiewende.  

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, SPD, FDP und GRÜNEN gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion ab. 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 28 - APr 17/1728 

Ausschuss für Wirtschaft, Energie und Landesplanung 09.02.2022 
93. Sitzung (öffentlich)  
 
 
4 Ausbau des Fernwärmenetzes ohne fossile Energieträger – Investitionen 

ins Nichts? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 

Vorlage 17/6292 

Christian Loose (AfD) bedauert, der vorliegende Bericht beantworte nicht alle gestell-
ten Fragen. Offenbar wisse das Ministerium nur, dass der Wärmebedarf irgendwie 
über die Verbrennung von Erdgas, Wasserstoff oder Biomasse erfolgen solle. Unklar 
sei dagegen, wie viele Bürger heute, 2030 und 2045 Wärme aus dem Wärmenetz be-
zögen bzw. beziehen sollten. Planzahlen fehlten. Auch sei unbekannt, wie viele Kraft-
werke für die Wärmeerzeugung benötigt würden und von wem und wie diese gebaut 
werden sollten. Des Weiteren sei unbekannt, wie teuer die Wärmeversorgung für die 
Kunden werde. Damit fehlten die grundlegenden Rahmenbedingungen für das End-
produkt Wärme. Trotzdem investiere das Land in den nächsten Jahren 100 Millionen 
Euro in die Netze.  

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) betont, das Ministerium gebe sich 
sehr viel Mühe, gute Berichte anzufertigen, benötige dafür aber gewisse Vorläufe. Im 
Rahmen solcher Berichte könnten keine Informationen zusammengestellt werden, die 
üblicherweise in Großen Anfragen oder vergleichbaren Formaten erfragt würden.  

Der Bericht enthalte einen Überblick zur Lage. Die Energiewende führe zu einem dy-
namischen Umfeld. Deutlich werde, wo aktuell noch in erheblichem Umfang kohleba-
sierte Fernwärme bereitgestellt werde. Angaben lägen auch dazu vor, wie der Ener-
gieumbau mengenbezogen im Rahmen der Energieversorgungsstrategie laufen solle.  

Die Energiepreise hingen sehr stark vom Gas ab. Der ganze Wärmebereich werde 
sich in den nächsten Jahren stark entwickeln. Künftig werde Wärme in hohem Maße 
aus anderen Quellen – auch aus erneuerbaren Energien – bezogen. Das alles gelte 
es einzubeziehen. Daher halte er die pauschale Kritik an dem Bericht für wenig nach-
vollziehbar.  

In der Regel habe die AfD sehr stark den Markt mit seinen Akteuren im Blick. Dazu 
passe die Forderung einer Detailplanung durch den Staat wenig. Sicherlich sei von-
seiten des Staates eine energiepolitische Begleitung notwendig. Diese erfolge auch. 
Letztlich müssten jedoch diejenigen, die in der Energiewirtschaft für Strom und Wärme 
Verantwortung trügen, planen und investieren. Die Landesregierung bemühe sich um 
so viel Planungssicherheit wie möglich, indem sie versuche, die Rahmenbedingungen 
zu beeinflussen. Rahmenbedingungen veränderten sich allerdings sehr dynamisch. 
Daran versuche sich die Politik anzupassen. 

Christian Loose (AfD) schickt voraus, das baldige Ende der Legislaturperiode habe 
das Stellen einer Großen Anfrage nicht mehr möglich gemacht.  

Bevor ein Ministerium 100 Millionen Euro in den Landeshaushalt einstelle, solle es sich 
über die Rahmenbedingungen Gedanken machen. Das Produkt Fernwärme werde 
eben nicht dem Markt überlassen. Erhöhten sich die Preise extrem, weil Wasserstoff 
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verbrannt werde, müsse man sich fragen, warum Kunden das Endprodukt wählen sollten, 
wenn Alternativen existierten. Investiertes Steuergeld dürfe nicht verschwendet werden. 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) unterstreicht, mit 100 Millionen Euro 
könne das Problem nicht gelöst, sondern nur ein Beitrag geleistet werden. Für die 
künftige Bereitstellung von Fernwärme müsse ein grundlegender Wandel des Ener-
giesystems vorgenommen werde.  

Genauso fördere der Landeshaushalt etwa PV-Anlagen und unterstütze die Kommu-
nen bei ihrem Ausbau erneuerbarer Energien, um die Ziele der Energieversorgungs-
strategie besser erreichen zu können. Das allein reiche noch nicht. Auch Investitionen 
der Stadtwerke und der Privaten müssten angereizt werden. Dafür seien verlässliche 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen zu schaffen. LNG Terminals würden bei-
spielsweise dringend zur Sicherung der Gasversorgung benötigt. Diese seien noch 
nicht gebaut, weil die Anreize nicht ausreichten: Während Lieferverträge über 10 Jahre 
abgeschlossen würden, müssten Investitionen mindestens über 20 bis 25 Jahre abge-
schrieben werden. Das müsse sich ändern. Jedem sei aber auch bewusst, dass keine 
unveränderbare Planung bis 2045 vorliegen könne. 

Dr. Christian Untrieser (CDU) verweist auf parlamentarische Regeln. Wer wegen des 
Auslaufens der Legislaturperiode einen Bericht anfordere statt eine Große Anfrage zu 
stellen, dürfe sich nicht beschweren, wenn das Ministerium nicht in der Lage sei, so 
umfassend zu antworten wie gewünscht.  

Christian Loose (AfD) streicht erneut heraus, bevor man Geld in den Haushalt ein-
stelle, müssten die zentralen Parameter bekannt seien, und zwar unabhängig von der 
Frageform.  
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5 Lässt der Kohleausstieg die Netzentgelte für die Industrie im Umfeld der 

abgeschalteten Kraftwerke steigen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 3]) 

Vorlage 17/6289 

Christian Loose (AfD) kommt auf eine Bundesratsinitiative zu sprechen, auf die Mi-
nister Pinkwart in seinem Bericht verweist. Diese Initiative komme unter Punkt 3 zu 
dem Ergebnis, dass die Unternehmen keine Möglichkeit hätten, sich mit ausreichen-
dem Vorlauf auf die zum Teil mehr als doppelt so hohen Netzentgelte einzustellen. Im 
Weiteren heiße es, der hierdurch verursachte Kostenanstieg bedrohe bereits jetzt In-
dustriestandorte.  

Diese Problematik sei schon in der als Konsens postulierten Kohleausstiegskommis-
sion geschildert worden. Dennoch stelle der Bundesrat in seiner Initiative fest, dass 
die Wirkung des Kohleausstiegs auf die Netzentgeltberechnung nicht berücksichtigt 
worden sei.  

Die Landesregierung habe bewusst in Kauf genommen, die Industrie zu bedrohen. 
Zunächst sei der beschworene Kohlekompromiss nicht eingehalten worden; nun rufe 
man nach finanziellen Beihilfen für die Industrie. Das zeige wieder einmal, dass die 
Energiepolitik nicht vom Ende her gedacht werde. 

Der Antrag zu Beihilfen für höhere Netzentgelte stamme vom Senat der Stadt Ham-
burg, auch wenn sich die Landesregierung Nordrhein-Westfalen dem Antrag ange-
schlossen habe. Im Sommer 2021 sei eines der modernsten Kohlekraftwerke der Welt 
in Hamburg abgeschaltet worden. Daraufhin müsse das in Hamburg ansässige Unter-
nehmen TRIMET nun deutlich höhere Netzentgelte bezahlen. Gleiches werde im Ruhr-
gebiet passieren. Laut Aussage von TRIMET seien diese Netzentgelterhöhungen be-
standsgefährdend.  

Mit Blick auf den für 2030 angestrebten Kohleausstieg müsse befürchtet werden, dass 
die Landesregierung nicht auf die massive Verschärfung des Problems in den nächs-
ten Monaten und Jahren vorbereitet sei. 

Dietmar Brockes (FDP) bedankt sich für das Engagement des Wirtschaftsministers 
auf Bundesebene und erkundigt sich nach dem Inhalt des vom Bundeswirtschaftsmi-
nister angekündigten Oster- und Sommerpakets.  

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) betont, das Land habe die Industrie 
immer darin unterstützt, das Thema „Netzentgelte und Strompreiskompensation“ in 
den Bericht der WSB-Kommission aufzunehmen. Der Passus, dass man in dieser Hin-
sicht Sorge zu tragen habe, habe sogar aufgrund einer Allianz der Umweltverbände 
mit der Industrie Eingang in den Bericht gefunden. Das Thema müsse die deutsche 
Politik im Blick behalten, damit die Unternehmen an ihren Standorten zukunftsfähig 
blieben. Hinweise darauf, dass die Netzentgelte bzw. eine Strompreiskompensation 
Inhalt eines der angekündigten Pakete seien, lägen dem Ministerium noch nicht vor.  
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Seines Wissens nach sei in Hamburg ein Kohlekraftwerk abgeschaltet worden. Das 
habe zu Problemen geführt. Derartige Probleme ergäben sich in Nordrhein-Westfalen 
aktuell glücklicherweise noch nicht, da bisher lediglich einzelne Kraftwerksblöcke vom 
Netz genommen worden seien.  

Bei Rücknahme der Kohlekraftwerke solle die Energieproduktion möglichst durch H2-
Ready-fähige Gaskraftwerke ersetzt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, würden An-
reize benötigt.  

Als er sich 2017 als erster Energieminister für einen Kapazitätsmarkt eingesetzt habe, 
hätten andere die Notwendigkeit noch nicht erkannt. Mittlerweile sähen etliche dies 
anders, weil nur so genügend Gaskraftwerke gebaut würden. Die Landesregierung 
habe dem Bund dieses Anliegen über den Bundesrat und andere Aktivitäten vorgetra-
gen und werde dies weiterhin tun. Das Land bemühe sich, genügend Interesse bei 
Investoren für Gaskraftwerke zu wecken. Hierzu dienten beispielsweise Vereinfachun-
gen bei Planungsgenehmigungsverfahren. Zur Taxonomie habe die EU-Ebene nun ein 
ganz starkes Signal gesetzt. Auch das unterstütze die Neuausrichtung, reiche aber 
nicht aus. 

Zentrale Aufgabe auf Bundes- und Landesebene sei es, die Industriestrompreise im 
Blick zu behalten, damit Arbeitsplätze erhalten werden könnten.  
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6 Auf welcher Grundlage wird der neue Hauptbetriebsplan Garzweiler zuge-

lassen? (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 

Vorlage 17/6409 

Wibke Brems (GRÜNE) nimmt positiv wahr, dass sich die Landesregierung gegen-
über RWE an einigen Stellen klar positioniere.  

Nachmittags finde eine gemeinsame Pressekonferenz von RWE und Ministerium statt, 
auf die der Ausschuss erst bei der nächsten Sitzung in einigen Wochen reagieren 
könne. Deshalb bitte Sie zu Angaben über den geplanten Inhalt der Pressekonferenz. 

Der schriftlich vorliegende Bericht beantworte nicht die Fragen, wann mit einem Antrag 
des bergbautreibenden Unternehmens auf Zulassung eines Hauptbetriebsplans für 
den Tagebau Garzweiler II für die Zeit ab Januar 2023 gerechnet werde und bis zu 
welchem Zeitpunkt ein solcher Hauptbetriebsplan voraussichtlich gelten solle.  

Laut Bericht stelle das Bundesberggesetz die wesentliche Grundlage für die Zulassung 
dar, während die Bergbehörde kein wirkliches Ermessen habe. Noch in 2022 werde 
auf Bundesebene ein mögliches Vorziehen des Kohleausstiegs geprüft. Das sei aller-
dings nicht im Bundesberggesetz vorgesehen, sondern ein Beschluss der Bundesre-
gierung. Das führe zu der Frage, wie das Land sicherstellen könne, dass sich RWE an 
Ergebnisse der Überprüfung auf der Bundesebene halte, statt Anträge vorzulegen, die 
die Bergbehörde zulassen müsse, obwohl auf anderen Ebenen eigentlich schon an-
derslautende Beschlüsse getroffen worden seien. 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) berichtet: 

Gerne komme ich Ihrer Bitte nach. Einige Fragen aus Ihrer Berichtsbitte, etwa zum 
Zeitpunkt eines Antrags, richten sich eigentlich direkt an das Unternehmen und nicht 
an uns. Wir stellen nicht den Antrag und haben nicht zu entscheiden, wann jemand 
einen Antrag stellt. Andere Fragen richten sich eher an die Bundesregierung. 
Nichtsdestotrotz werde ich gerne versuchen, Ihnen einen Überblick zum gegenwär-
tigen Sachstand zu geben: 

Ihre Frage nach der Grundlage für die Betriebsplanzulassung ist in rechtlicher Hin-
sicht mit dem Verweis auf das Bundesberggesetz zu beantworten. Das ist die formal 
notwendige Antwort. Hier finden sich die formalen Vorgaben zum Verfahren. Das 
Unternehmen plant den weiteren Tagebaubetrieb. Hierfür benötigt es ab dem 1. Ja-
nuar 2023 eine Hautbetriebsplanzulassung.  

Wann der Antrag gestellt wird und was dessen Inhalte sind, entscheidet das Unter-
nehmen selbst. Das kann nicht behördlicherseits vorgegeben werden. Dies gilt auch 
für die beantragte Geltungsdauer, wobei das Unternehmen gehalten ist, von vorn-
herein eine den gesetzlichen Regelungen entsprechende Dauer zu beantragen. 
Das Unternehmen wird hierbei sicher die übliche Bearbeitungszeit für die Prüfung 
und Bescheidung eines Antrags bei der Bergbehörde berücksichtigen. Es wäre 
auch möglich, den geltenden Hauptbetriebsplan auf Antrag des Unternehmens zu 
verlängern. In beiden Fällen gilt aber, dass die Zulassung zu erteilen ist, wenn die 
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im Bundesberggesetz abschließend aufgezählten Zulassungskriterien erfüllt sind. 
Es handelt sich hierbei um gebundene Entscheidungen. 

Die geplante Gewinnung kann – auch das gibt das Bundesberggesetz vor – be-
schränkt oder untersagt werden, soweit ihr überwiegende öffentliche Interessen ent-
gegenstehen. Dabei sind unter anderem das aktuell geltende Kohleverstromungs-
beendigungsgesetz und die im geltenden Braunkohlenplan Garzweiler II festgeleg-
ten Ziele zu beachten. Ankündigungen in einem Koalitionsvertrag sowie beabsich-
tigte Gesetzesänderungen sind für eine Zulassungsentscheidung rechtlich nicht bin-
dend. Dennoch erwartet die Landesregierung, dass das Unternehmen diese Ankün-
digungen bei seiner Tagebauplanung berücksichtigt und diese mithin zur Grundlage 
seines Antrags macht.  

Die Bundesregierung hat angekündigt, die für 2026 im Kohleausstiegsgesetz vor-
gesehene Überprüfung des Abschlussdatums spätestens bis Ende 2022 vorzuneh-
men. Mir ist derzeit kein konkreter Zeitplan der Bundesregierung bekannt, wann Er-
gebnisse vorliegen und wann gegebenenfalls darauf aufbauend Bundesgesetze an-
gepasst werden. Es sollte jedoch sichergestellt sein, dass die Ergebnisse der Prüfung 
mit einer beantragten Tagebauplanung nicht inhaltlich vorweggenommen werden. 

Hier ist vor allem das Ziel zu nennen, die Dörfer des sogenannten dritten Umsied-
lungsabschnitts zu erhalten. Bereits in der Leitentscheidung 2021 ist die Option ei-
nes nochmals vorgezogenen Kohleausstiegs angelegt. Vorsorglich haben wir si-
chergestellt, dass die bergbauliche Inanspruchnahme nicht vor Abschluss der für 
2026 vorgesehenen Überprüfung des Kohleausstiegsdatums erfolgt. Gelingt das 
Vorziehen des Kohleausstiegs auf 2030 – der Koalitionsvertrag spricht von „ideal-
erweise 2030“ –, können diese Dörfer erhalten werden. Dafür setzt sich nicht nur 
die Bundes-, sondern auch die Landesregierung ein, wie wir wiederholt zum Aus-
druck gebracht haben. Das hat auch der Ministerpräsident in seiner Regierungser-
klärung getan. Die Landesregierung erwartet daher die Vorlage eines Hauptbe-
triebsplans, der die Dörfer unangetastet lässt. 

Die zeitliche und räumliche Reichweite des nächsten Hauptbetriebsplans darf hier 
keine unumkehrbaren Vorprägungen im Hinblick auf eine Ausgestaltung des End-
zustandes eines Tagebaus vornehmen. Das gilt auch mit Blick auf einen eventuell 
auf 2030 vorgezogenen Kohleausstieg. 

Vergleichbares gilt für das Verfahren zur Änderung des Braunkohlenplans für den 
Tagebau Garzweiler II. Hier müssen dem Braunkohlenausschuss hinreichende Ge-
staltungsspielräume unter anderem zur Umsetzung der Leitentscheidung 2021 ver-
bleiben. Das ist ein wichtiges Anliegen der Kommunen.  

Noch einen weiteren wichtigen Punkt gilt es zu beachten: Auch der neue Hauptbe-
triebsplan muss, wie jeder Hauptbetriebsplan zuvor, die erforderliche Vorsorge zur 
ordnungsmäßen Wiedernutzbarmachung treffen. Das betrifft hier vor allem die Ver-
füllung des östlichen Restloches Garzweiler I. Dieses Ziel soll spätestens 2030 er-
reicht sein. Hierfür werden aber entsprechende Abraummassen benötigt. 

Die Inanspruchnahme der im zentralen Abbaubereich gelegenen Ortslage Lützerath 
ist bereits im zugelassenen und bis Ende 2022 befristeten Hauptbetriebsplan vorge-
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sehen. Hier steht die Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts des Landes 
Nordrhein-Westfalen in einer Grundabtretungsangelegenheit noch aus.  

Mindestens bis dahin kann das Unternehmen das betreffende Grundstück nicht in 
Besitz nehmen. Die Tagebauplanung des Unternehmens und eine etwaige Zulas-
sung des nächsten Hauptbetriebsplans müssen natürlich die Entscheidung des Ge-
richts berücksichtigen. Das Vorgehen entspricht im Übrigen der Intention des Koa-
litionsvertrags auf Bundesebene, der sich zu Lützerath genauso verhält, wie ich es 
vorgetragen habe. – Damit ist hoffentlich deutlich geworden, was die rechtlich-for-
male Grundlage ist und was unsere Erwartung an das Unternehmen ist. Wir gehen 
davon aus, dass das seinen guten Lauf nimmt, wie das in der Vergangenheit stets 
der Fall war. 

Lassen Sie mich noch zwei Bemerkungen machen: Wir werden uns in der heutigen 
Pressekonferenz nicht zu diesem Thema äußern. Ich glaube, das haben Sie auch 
nicht ernsthaft erwartet, Frau Brems. Wir werden uns zu einem Thema äußern, das 
eher den vorherigen Beratungspunkt und generell unserer Energieversorgung be-
trifft. Ich bin ganz zuversichtlich, dass das in Ihrem Sinne sein wird, auch wenn man 
dieser Tage – leider – aus Ihrer Fraktion auch Mitteilungen erfährt, die anderes an-
deuten. Aber ich lasse mich dadurch nicht irritieren. Wir arbeiten hier sachkonform. 

Ich möchte einen zweiten Hinweis geben: Er betrifft die Energieversorgung insge-
samt. Das muss man auch zur Kenntnis nehmen. Dass hier ein weiterer Hauptbe-
triebsplan beantragt wird, liegt in unser aller Interesse. Man kann sagen: mit Aus-
nahme des Klimaschutzes. Ja, das Klima wird mit jeder weiteren Tonne Kohle, die 
in Strom umgewandelt wird, belastet. Das stimmt. Aber Energieversorgung ist ein 
hohes Gut, wie wir gerade in diesen Zeiten alle verspüren. Alle haben übereinstim-
mend klargemacht – auch die Grünen in der neuen Bundesregierung –, dass die 
Kohleverstromung in den 2020er-Jahren weitergeführt werden muss, weil sie ener-
giewirtschaftlich notwendig ist. Dafür muss ein Unternehmen die Voraussetzungen 
antreffen. Deswegen muss wieder ein Hauptbetriebsplan beantragt werden, wenn 
der alte ausläuft.  

Als der Betriebsratsvorsitzende hier war, habe ich gesagt, wir können nicht immer 
so tun, als sei das gar nicht mehr nötig und als müsste man diejenigen kritisieren, 
die so etwas beantragen oder vielleicht sogar die Durchführung übernehmen. Es ist 
energiewirtschaftlich notwendig. Das hat der Bundestag, das hat der Bundesrat in 
Entscheidungen mit dem Kohleverstromungsbeendigungsgesetz noch mal festge-
stellt. Die neue Bundesregierung und die neue Koalition haben das für dieses Jahr-
zehnt nicht infrage gestellt. Das muss man auch mal ganz klar sagen. Dass alles 
nach Recht und Gesetz erfolgen muss, dass alles umsichtig erfolgen muss, ist eine 
Selbstverständlichkeit. Ich habe den Eindruck, auch das Unternehmen sieht das so. 
Darüber hinaus muss man sagen dürfen, dass das, was in den nächsten Jahren 
erfolgt, notwendig ist. Wie das genau beantragt und geplant wird, ist zu beurteilen. 
Aber die energiewirtschaftliche Notwendigkeit kann ich nicht in Zweifel gestellt se-
hen. 
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Dietmar Brockes (FDP) erinnert an in der Vergangenheit geäußerte Kritik der Grünen, 
wenn eine Pressekonferenz vor der Ausschusssitzung stattgefunden habe.  

Dr. Patricia Peill (CDU) schließt sich dem an. Dem Minister danke sie für die klare 
Formulierung der Erwartungen von Region und Industrie an das Unternehmen RWE. 
Wichtig sei, dem Bedürfnis der Kommunen Rechnung zu tragen, weiterhin im Braun-
kohlenausschuss einbezogen zu bleiben.  

Nicht nur die Energiepreise müssten im Blick behalten werden; die Energieversorgung 
müsse immer mitgedacht werden. 

Wibke Brems (GRÜNE) unterstreicht, ein Hauptbetriebsplan an sich stelle kein Prob-
lem dar; Fragen zum Sachstand müsse es dazu aber geben dürfen. 

Angaben erbitte sie zur erwähnten „üblichen Bearbeitungsdauer“ eines Antrags auf 
Genehmigung eines derartigen Hauptbetriebsplans. 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE) erläutert, mutmaßlich zum Ende des 
laufenden Jahres solle die ursprünglich für 2026 geplante Überprüfung für die Frage 
abgeschlossen sein, ob die Kohleverstromung idealerweise 2030 beendet werden 
könne. Die 2020er-Jahre seien davon nicht wesentlich berührt. Dies habe er klarstellen 
wollen. Ein neuer Hauptbetriebsplan werde daher auf jeden Fall zur Sicherung der 
Energieversorgungssicherheit nötig.  

Bislang habe er weder vernommen, dass die bestehenden gesetzlichen Grundlagen 
geändert werden sollten, noch sehe er, dass dies in 2022 der Fall sein werde. Damit 
das Unternehmen wie bisher tätig sein könne, müsse es daher noch im laufenden Jahr 
einen Antrag auf Genehmigung eines neuen Hauptbetriebsplan stellen. 

Üblicherweise seien drei bis fünf Monate Bearbeitungsdauer für die Antragsgenehmi-
gung einzuplanen. 
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7 Landesregierung darf Klimaschutz bei Gebäuden nicht weiter liegen lassen 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/15448 

Stellungnahme 17/4744 
Stellungnahme 17/4745 
Stellungnahme 17/4756 
Stellungnahme 17/4762 
Stellungnahme 17/4764 
Stellungnahme 17/4765 
Stellungnahme 17/4775 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen  

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Heimat, Kommu-
nales, Bauen und Wohnen – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Energie und Landesplanung am 04.11.2021) 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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8 Entwurf einer Fünften Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Rege-

lung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Energiewirtschaftsrechts 

Vorlage 17/6411 

Vorsitzender Georg Fortmeier informiert, mit Schreiben vom 3. Februar 2022 habe 
die Landesregierung dem Landtag den Entwurf einer Fünften Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Energie-
wirtschaftsrechts übersandt. Mit einer Unterrichtung Drucksache 17/16451 habe der 
Präsident des Landtags dem Ausschuss die Vorlage zugeleitet.  

Der Ausschuss stellt das Benehmen her. 
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9 Entwicklungen zur Sperrung der Rahmede-Brücke auf der A 45 (Bericht auf 

Wunsch der Landesregierung) 

Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (MWIDE): Seit 69 Tagen ist die A45 bei Lüden-
scheid voll gesperrt. Die Sperrung der Talbrücke Rahmede ist für die Menschen und 
die Wirtschaft in Lüdenscheid und Umgebung eine Zumutung. Sie ist auch eine Zumutung 
für alle, die auf die Strecke als Schlagader für die Warenlogistik angewiesen sind und 
natürlich auch für alle Pendlerinnen und Pendler. Es gilt jetzt, die Belastungen durch 
die Sperrung so gering und so kurz wie möglich zu halten. Das hat oberste Priorität.  

Die Landesregierung will und wird alle Mittel nutzen, die sie hat, um der Region zu 
helfen. Gleichzeitig erwarten wir von der Bundesregierung, dass sie den notwendigen 
Ersatzbau durch die Autobahn GmbH des Bundes so stark wie möglich beschleunigt. 
Wir stehen dazu in engem und regelmäßigem Austausch mit den Beteiligten in der 
Region und den Verantwortlichen in Berlin. Ich selbst habe in den letzten Wochen 
mehrfach mit Bundesverkehrsminister Volker Wissing gesprochen. 

In diesen Gesprächen habe ich klare Signale erhalten, dass die Bedeutung Südwest-
falens als Wirtschaftsregion erkannt wird und dass die überregionale Infrastruktur, für 
die das Bundesverkehrsministerium verantwortlich ist, hohe Priorität genießt.  

Ich sehe es als Beleg dafür – und begrüße es sehr –, dass Volker Wissing die Auto-
bahn GmbH angewiesen hat, der Talbrücke Rahmede Priorität einzuräumen und für 
den Neubau alle erforderlichen Ressourcen und Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Ein erstes positives Signal haben wir am Montag erhalten: Die technischen Voraus-
setzungen für eine Sprengung der alten Brücke sind gegeben. Hier sind Fortschritte 
gemacht worden, die den Prozess ganz wesentlich beschleunigen werden. Der Bun-
desverkehrsminister wird dazu morgen die Details erläutern. 

Tempo ist unser oberstes Ziel. Deswegen ist es eine wichtige Aufgabe, das Planungs-
verfahren zu beschleunigen. Wir nehmen diese Aufgabe sehr ernst und nehmen dazu 
gerne auch Anregungen von außen auf. Auf Initiative der Südwestfälischen IHK haben 
wir zusammen mit Vertretern der Autobahn GmbH und dem Bundesverkehrsministe-
rium – auf Vermittlung der AHK – am vergangenen Freitag mit dem Bürgermeister der 
italienischen Stadt Genua gesprochen. Die dortige Morandi-Brücke ist am 14. August 
2018 eingestürzt. Am 5. August 2020 wurde ein Neubau für den Verkehr freigegeben. 
Innerhalb von zwei Jahren war alles fertig.  

Nun sind nicht alle Gegebenheiten in Italien eins zu eins auf die Situation in Lüden-
scheid übertragbar. Aber wir haben einiges aus dem Gespräch mitgenommen. Ich bin 
ganz sicher, dass es schnell gehen kann, wenn alle ihr Bestes geben. Das sehen die 
Autobahn GmbH und das Bundesverkehrsministerium genauso: Alle Verantwortlichen 
für den Neubau sind absolut engagiert, um die beste Lösung in der schnellstmöglichen 
Zeit umzusetzen.  

Im Anschluss an das Gespräch vom vergangenen Freitag habe ich mich erneut mit 
Bundesverkehrsminister Wissing ausgetauscht. Wir sind uns einig: Alle Möglichkeiten 
der Beschleunigung gehören auf den Prüfstand. Was wir mit Sicherheit brauchen, sind – 
das können wir aus unseren Entfesselungsinitiativen bestätigen – parallele, digital 
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beschleunigte Planungs- und Genehmigungsverfahren. Es braucht klare Verantwort-
lichkeiten für das Projekt und eine handlungsstarke Führung. Wichtig ist auch eine 
schnelle und offene Kommunikation mit allen Beteiligten und Betroffenen; denn jede 
Verzögerung kostet täglich sehr viel Geld. 

Zudem brauchen wir, das haben uns die italienischen Kolleginnen und Kollegen versi-
chert, eine Region, die an einem Strang zieht. Aber ich habe keine Zweifel, dass dies 
in Südwestfalen der Fall ist. Genau wie in Genua wollen die Menschen schnell eine 
neue Brücke. Das ist die Kernvoraussetzung für eine solche Beschleunigung. 

Was die beschleunigten Verfahren angeht, sage ich ganz deutlich, wir sehen eine klare 
Verpflichtung des Bundes, hier aktiv zu werden. Die Bundesregierung kann in Nord-
rhein-Westfalen neue Maßstäbe setzen. Sie kann an diesem Großprojekt im Herzen 
einer erfolgreichen Innovationsregion zeigen, wie eine rechtssichere, leistungsstarke, 
entscheidungsfreudige und ehrgeizige Planung und Verwaltung funktionieren kann.  

Bei allem, was wir tun, unterliegen wir den Rahmenbedingungen aus Brüssel, die wir 
natürlich beachten. Aber: Die Rahmedetalbrücke sollte ein Modellprojekt werden, ein 
Modellprojekt für die vom Bund angekündigte Planungs-, Genehmigungs- und Umset-
zungsbeschleunigung. Hierfür setzen wir uns beim Bund ein.  

Die Region Südwestfalen ist die Heimat starker Unternehmen. Viele sind mittelstän-
disch, oft sind sie familiengeführt. Einige gehören zu den innovativen Weltmarktfüh-
rern, etwa im Bereich Maschinenbau oder Automobilzulieferer, wie unsere jüngste Stu-
die zu Hidden Champions wieder gezeigt hat. Sie schätzen Südwestfalen als attrakti-
ven und leistungsfähigen Standort.  

Wir setzen uns mit aller Kraft dafür ein, dass dies so bleibt. Unser Ziel ist, dass die 
Menschen und Unternehmen in Südwestfalen gestärkt aus diesen schwierigen Zeiten 
hervorgehen werden. Keines der unverschuldet in Not geratenen Unternehmen darf 
durch die Sperrung in Zahlungsschwierigkeiten geraten. Deshalb prüfen wir mit Hoch-
druck alle denkbaren Mittel und Wege der Unterstützung, gemeinsam mit der 
NRW.BANK. Ich denke hier je nach Einzelfall etwa an vergünstigte und mit Tilgungs-
zuschüssen ausgestattete Kredite oder Bürgschaften, mit denen wir auch im vergan-
genen Jahr bei der Fluthilfe sehr vielen Betrieben helfen konnten. Gleichzeitig nehmen 
wir die Region als Ganzes in den Blick und arbeiten an einer verbesserten Strukturför-
derung. Wir werden uns ansehen, was in Italien gelungen ist, um zum Beispiel Logis-
tikunternehmen in einer solchen Phase zu unterstützen. Das ist dort für den Fall Genua 
gesetzlich geregelt worden. Auch das könnte uns weiterhelfen. 

Ich bin ganz zuversichtlich. Wir können vieles erreichen. Wir haben die Möglichkeiten, 
der Region, aber eben auch den in der konkreten Situation betroffenen Unternehmen 
Perspektiven aufzuzeigen.  

In dieser Woche laufen Beratungen mit Experten der Industrie und Handelskammer, 
anliegenden Kommunen, regional betroffenen Unternehmen und der NRW.BANK. Wir 
brauchen jetzt schnell einen Überblick über die Bedarfe und die konkreten Betroffen-
heiten der Unternehmen. Hier ist die Industrie- und Handelskammer ein maßgeblicher 
Partner – dafür bin ich dankbar –, der im Austausch mit den Unternehmen die Sonder-
belastungen durch verlängerte Anfahrtszeiten und die bestehenden Umleitungen zügig 
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zusammenführt. Hier sind auch regionale Abgrenzungsfragen zu klären: Welche Be-
lastungen hat ein internationaler Logistiker? Welche Belastungen entstehen dem orts-
ansässigen Einzelhändler durch die Umleitungen? – Wenn uns hier alle Informationen 
vorliegen, können wir analysieren, wie die kurz-, mittel- und langfristigen Belastungen 
aussehen, die wesentlich von den weiteren Planungen und Entscheidungen im Ver-
kehrsbereich bestimmt werden.  

Wir sind jedenfalls gewillt, alle uns gegebenen – auch beihilferechtlichen – Möglichkei-
ten auszuschöpfen. Wir appellieren, sofern es nötig ist, an das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium und die EU-Kommission, im Bereich des europäischen Beihilferechts Neu-
land auszuloten, um auf dieser Grundlage die Möglichkeiten eines Förderrahmens für 
die Unternehmen zu schaffen, soweit dies notwendig ist. 

Um mir über die Bedürfnisse vor Ort einen besseren Überblick zu verschaffen, werde 
ich morgen nach Südwestfalen fahren und mich mit Betroffenen treffen. Das sind ja 
nicht nur die produzierenden Unternehmen. Es trifft auch Einzelhändler, Pflegedienste, 
die Gastronomie, Lieferdienste, Hotels, Handwerksbetriebe und vieles mehr. Sie ha-
ben Anspruch darauf, dass in ohnehin schwierigen Zeiten ihr unternehmerischer Erfolg 
nicht unverschuldet wegen einer maroden Brücke in Gefahr gerät. Jeder Tag ohne 
Brücke kostet die Unternehmen, die Region und unser Land insgesamt sehr viel Geld. 
Deswegen sage ich ganz deutlich, die beste Wirtschaftshilfe ist, und da zitiere ich die 
Industrie- und Handelskammer, die Brücke so schnell wie möglich wiederaufzubauen. 
Das hinzubekommen, ist unser aller Anliegen – auch in der Region. Ich hoffe, wir be-
kommen in den nächsten Tagen weitere Fortschritte hin. Wir arbeiten daran, kurz- und 
mittelfristig zu helfen und der Region darüber hinaus Impulse zu geben, damit sie ihre 
Stärken weiter in all den Feldern ausspielen kann. 
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10 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Georg Fortmeier 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
04.03.2022/04.03.2022 
10 
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